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Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern 
zum Brandenburgischen Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz 

Vom 30. November 2005 

Zu Teil 1 
Aufgaben und Aufgabenträger 

1	 Zu § 1 (Ziele und Aufgaben) 

1.1	 Brandschutz ist die Gewährleistung vorbeugender und 
abwehrender Maßnahmen gegen Brände und Brand­
gefahren. Ein Brand im Sinne dieser Vorschrift ist ein 
selbständig außerhalb einer Feuerstätte fortschreitendes 
Feuer, das Gegenstände vernichtet, die nicht zum Ver­
brennen bestimmt sind. 

Hilfeleistungen sind insbesondere die technische Hilfe­
leistung einschließlich der Rettungsmaßnahmen für ver­
letzte Personen, aber auch sonstige Hilfeleistungen zum 
Schutz von Menschen, Tieren und Sachwerten bei Ge­
fahren in Not- und Unglücksfällen. 

Not- und Unglücksfälle sind neben Verkehrs- und ande­
ren Unfällen beispielsweise auch Überschwemmungen 
und akute Umweltschadensereignisse, die unterhalb der 
Schwelle eines Großschadensereignisses oder einer 
Katastrophe liegen. 

Die Hilfeleistung ist auf die Dauer der akuten Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung beschränkt, so 
dass Nachfolgemaßnahmen nicht in die Zuständigkeit 
der für die Hilfeleistung zuständigen Aufgabenträger 
fallen. 

1.2	 Großschadensereignisse sind nach Absatz 2 in folgen­
den Situationen gegeben: 

Gefähr­
dung einer 
großen 
Anzahl von 
Menschen 

Schädigung 
erheblicher 
Sachwerte 

Kräfte und Mittel des ört­
lichen Brandschutzes und 
des Rettungsdienstes nicht 
ausreichend und deshalb 
überörtliche oder zentrale 
Einsatzmittel erforderlich 

Überört­
liche oder 
zentrale 
Führung 
erforder­
lich 

Groß­
schadens­
ereignis 

Ja Ja Ja Ja Ja 

Ja Nein Ja Ja Ja 

Nein Ja Ja Ja Ja 

Die Gefährdung von Menschen und Sachwerten muss 
konkret und nicht nur abstrakt sein. Wann eine große 
Anzahl konkret gefährdeter Menschen vorliegt, lässt 
sich nicht genau definieren. Erhebliche Sachwerte be­
ginnen im einstelligen Millionen-Euro-Bereich, können 
aber im Einzellfall, zum Beispiel bei einem Kulturdenk­
mal, darunter liegen. Kräfte und Mittel des örtlichen 
Brandschutzes und des Rettungsdienstes sind dann nicht 
ausreichend, wenn die Gefährdung nicht mit den dem 
örtlichen Brandschutz und dem Rettungsdienst zur Ver­
fügung stehenden sächlichen und personellen Mitteln 
beseitigt werden kann. Die örtliche Gesamtführung in­
formiert die untere Katastrophenschutzbehörde unver­

züglich über die Anzahl der gefährdeten Personen und 
die Sachwerte sowie über die nicht ausreichenden Kräf­
te und Mittel. 

Die Entscheidung über das Vorliegen eines Großscha­
densereignisses trifft die zuständige untere Katastro­
phenschutzbehörde. Dies ergibt sich aus § 2 Abs. 1 Nr. 3 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 3. Sind von dem Scha­
densereignis zwei oder mehr Landkreise betroffen, trifft 
diese Entscheidung das Land als oberste Katastrophen­
schutzbehörde (§ 2 Abs. 4 Satz 2). 

Grundlage für die überörtliche oder zentrale Führung 
bildet die Feuerwehr-Dienstvorschrift - FwDV 100 
(Führung und Leitung im Einsatz). 

Die Kriterien für Großschadensereignisse (Nummer 1) 
verdeutlichen, dass diese von ihren Auswirkungen her un­
ter der Katastrophenschwelle bleiben, weil eine große, 
aber noch zahlenmäßig erfassbare Anzahl von gefährdeten 
Menschen oder erheblichen Sachwerten vorliegen muss. 

Eine Katastrophe liegt vor, wenn insbesondere durch 
Folgen schwerer Naturereignisse, einschließlich extre­
mer Wettererscheinungen sowie anderer Schadens- und 
Unglücksfälle, ein solcher Gefahrenzustand hervor­
gerufen wird, dass Leben und Gesundheit zahlreicher 
(das heißt, die Anzahl ist in der Regel nur noch schätz­
bar) Menschen sowie die lebensnotwendige Versorgung 
der Bevölkerung beziehungsweise erhebliche Sachwer­
te in so ungewöhnlichem Maße gefährdet oder beein­
trächtigt sind und dabei zugleich erhebliche Störungen 
oder unmittelbare Gefährdungen der öffentlichen Sicher­
heit oder Ordnung verursacht werden, dass zu ihrer Ab­
wehr und Bekämpfung sowie zur Beseitigung von Folge­
schäden der Einsatz von Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes unter einheitlicher Leitung der 
Katastrophenschutzbehörde erforderlich ist. Die Fest­
stellung einer Katastrophe kann nur im konkreten Ein­
zelfall unter Gesamtwürdigung aller tatsächlichen Gege­
benheiten erfolgen. 

1.3	 Hier ist zu beachten, dass der Bundesgrenzschutz nach 
entsprechender Änderung die Bezeichnung „Bundespo­
lizei“ führt. 

2	 Zu § 2 (Aufgabenträger) 

2.1	 Der Bereich des überörtlichen Brandschutzes und der 
überörtlichen Hilfeleistung ist erreicht, wenn kreisliche 
Brand- oder Katastrophenschutzeinheiten zum Einsatz 
kommen. Die Landkreise haben die Aufgabe, die amts­
freien Gemeinden und die Ämter durch die Bereitstel­
lung von Geräten und die Unterhaltung notwendiger 
Einrichtungen (feuerwehrtechnische Zentren) zu unter­
stützen. Die Inanspruchnahme der technischen Ausstat­
tung des Landkreises begründet dabei noch nicht einen 
Fall überörtlichen Brandschutzes. 

2.2	 Die Aufgabenträger nehmen die Aufgaben nach dem 
Brand- und Katastrophenschutzgesetz als Sonderord­
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nungsbehörden im Sinne des § 11 des Ordnungsbehör­
dengesetzes (OBG) wahr. Nach § 11 Abs. 2 OBG sind 
die Regelungen des Ordnungsbehördengesetzes daher 
ergänzend anwendbar, soweit durch Gesetz oder Verord­
nung nichts Abweichendes bestimmt ist. Über die Ver­
weisung des § 23 OBG auf bestimmte Vorschriften des 
Brandenburgischen Polizeigesetzes (BbgPolG) kann die 
Sonderordnungsbehörde also beispielsweise eine Platz­
verweisung anordnen (§ 16 Abs. 1 BbgPolG), eine Per­
son in Gewahrsam nehmen (§ 17 Abs. 1 BbgPolG) und 
Personen sowie Sachen durchsuchen (§§ 21 und 22 
BbgPolG). 

2.3	 (nicht belegt) 

2.4	 (nicht belegt) 

3 Zu § 3 (Aufgaben der amtsfreien Gemeinden, der 
Ämter und der kreisfreien Städte) 

3.1	 Die Leistungsfähigkeit ist gegeben, wenn die sich aus ei­
ner Gefahren- und Risikoanalyse ergebenden Aufgaben 
mit den zur Verfügung stehenden Kräften und Mitteln 
der Feuerwehr erfüllt werden können. 

Eine angemessene Löschwasserversorgung ist gewähr­
leistet, wenn die Anforderungen des Arbeitsblattes W 405 
erfüllt sind. 

3.2	 Bei der Gefahren- und Risikoanalyse sind insbesondere 
die Art und die Dichte der Bebauung sowie das Vorhan­
densein besonders gefährlicher Betriebe und Anlagen 
festzustellen und zu bewerten. In die Betrachtung sind 
auch Umstände mit einzubeziehen, die sich aus der La­
ge der Gemeinde oder des Amtes, etwa in Nachbarschaft 
von außerhalb des Zuständigkeitsbereichs gelegenen 
Anlagen und Betrieben, ergeben können. 

Die Schutzziele stehen in engem Zusammenhang mit 
den Risiken des Gemeindegebiets und sind individuell 
festzulegen. Sie beschreiben, wie bestimmten Gefah­
rensituationen begegnet werden soll. Dabei sind festzu­
legen: 

- die Zeit, in der Einheiten zur Gefahrenabwehr an der 
Einsatzstelle eintreffen oder tätig werden, 

- in welcher Stärke diese Einheiten benötigt werden 
(Mindesteinsatzstärke) und 

- in welchem Umfang das Schutzziel erfüllt werden 
soll (Erreichungsgrad). 

Bei einer Schutzzielfestlegung sind grundsätzlich die 
Ziele des Brandschutzwesens zu berücksichtigen. Ge­
mäß ihrer Priorität sind dies: 

1. Menschen retten, 
2. Tiere, Sachwerte und Umwelt schützen und 
3. die Ausbreitung des Schadens verhindern. 

Die von den Aufgabenträgern zu erarbeitenden Alarm-
und Einsatzpläne für besondere Schwerpunkte sind mit 

dem zuständigen Landkreis und den benachbarten Auf­
gabenträgern für den Brandschutz abzustimmen. Diese 
Dokumente sind in der Alarm- und Ausrückeordnung 
des Landkreises zu erfassen, regelmäßig zu überprüfen 
und erforderlichenfalls anzupassen. 

Zur Förderung der Selbsthilfe der Bevölkerung könnten 
unter anderem - beispielsweise anlässlich von Festver­
anstaltungen - Vorführungen mit Erläuterungen und 
Hinweisen zur Brandverhütung und zur Bekämpfung 
von Kleinbränden im Haushalt gegeben werden. Die 
Brandschutzerziehung könnte durch Informationsver­
anstaltungen für Schulen gefördert werden. 

Als weitere Maßnahme zur wirksamen Verhütung und 
Bekämpfung von Gefahren kommt neben der im Gesetz 
genannten Durchführung von Übungen die Bildung 
von Stäben nach Maßgabe der Feuerwehr-Dienstvor­
schrift 100 in Betracht. 

3.3	 Die Verweigerung der Hilfeleistung unter Bewertung 
der eigenen Sicherheit kommt nur dann in Betracht, 
wenn die erforderliche Technik bereits im Einsatz ist 
oder der unmittelbare Einsatz zu erwarten ist. Die 
Sonderordnungsbehörde kann auch bereits eingesetzte 
Technik aus Einsätzen herauslösen. 

3.4	 (nicht belegt) 

4	 Zu § 4 (Aufgaben der Landkreise) 

4.1	 Zur Unterstützung der amtsfreien Gemeinden und der 
Ämter durch Einrichtungen gehört insbesondere die 
Vorhaltung feuerwehrtechnischer Zentren als Einrich­
tung des Landkreises, in denen sonstige Technik, Mate­
rial und logistische Maßnahmen für den überörtlichen 
Einsatz vorbereitet und bereitgestellt werden, deren Be­
schaffung für einzelne amtsfreie Gemeinden oder Äm­
ter nicht sachgerecht wäre, weil sie dort kaum ausgelas­
tet wären, und deren Anschaffung und Unterhaltung die 
Leistungsfähigkeit der amtsfreien Gemeinden und der 
Ämter übersteigen würde. 

Öffentliche Notstände sind Ereignisse unterhalb der Ka­
tastrophenschwelle. 

Die in Nummer 3 genannten Aufgaben sind in den 
§§ 37 ff. näher ausgestaltet. 

4.2	 Auf der Grundlage einer Gefahren- und Risikoanalyse 
sind Schutzziele für Ereignisse festzulegen, die auf 
Grund ihrer Schadensauswirkung überörtliche Bedeu­
tung haben können. Im Übrigen siehe die Ausführungen 
zu den §§ 37 ff. 

In die Analyse sind zum Beispiel bestimmte gefährliche 
Anlagen im Kreisgebiet oder natürliche Gegebenheiten 
(Waldbrand- oder Hochwassergefährdung) einzubezie­
hen. Dies gilt auch für die Aufstellung von Alarm- und 
Einsatzplänen, insbesondere für Anlagen, die der Stör­
fall-Verordnung (12. BImSchV) unterfallen oder nach 
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den Übereinkommen über grenzüberschreitende Aus­
wirkungen von Industrieunfällen, grenzüberschreitende 
Wasserläufe oder internationale Seen - UN/ECE - ein­
gestuft sind. Dazu zählen auch Dokumente, die für be­
stimmte Territorien wie Eisenbahnstrecken, Wasserstra­
ßen, Einflugschneisen oder Warteschleifen für Luftfahr­
zeuge relevant sind. 

Als sonstige Maßnahmen des vorbeugenden und ab­
wehrenden Katastrophenschutzes nach Nummer 3 kom­
men die Durchführung von Übungen und die Einrich­
tung von Stäben in Betracht. Der Gesetzgeber hat die 
Zusammenarbeit mit anderen Stellen nur an einer Stelle 
für benachbarte Katastrophenschutzbehörden (§ 42 
Satz 2) und an anderer Stelle für die Zusammenarbeit 
mit der Republik Polen (§ 40 Abs. 7) explizit erwähnt 
(vgl. die Ausführungen zu § 40 Abs. 7). Eine umfassen­
de Zusammenarbeit mit den Nachbarkreisen und 
benachbarten kreisfreien Städten sowie den Katastro­
phenschutzbehörden benachbarter Bundesländer sollte 
ebenfalls vorgesehen werden. 

5	 Zu § 5 (Aufgaben des Landes) 

5	 (nicht belegt) 

6 Zu § 6 (Landesbeirat für Brand- und Katastrophen­
schutz) 

6.1	 (nicht belegt) 

6.2	 (nicht belegt) 

Teil 2 
Gemeinsame Vorschriften für den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 

Kapitel 1 
Gesamtführung, Einsatzleitung, Leitstellen 

7	 Zu § 7 (Gesamtführung) 

7	 Der zuständige Hauptverwaltungsbeamte sollte in je­
dem Einsatzfall, in dem die Erforderlichkeit einer Ge­
samtführung nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden 
kann, unverzüglich über sämtliche Tatsachen informiert 
werden, die für die Entscheidung über die Veranlassung 
einer Gesamtführung von Bedeutung sind. Bei Groß­
schadensereignissen und Katastrophen wird die Erfor­
derlichkeit regelmäßig gegeben sein. Die Prüfung der 
Erforderlichkeit sollte zumindest jedoch ab dem Zeit­
punkt vorgenommen und dokumentiert werden, ab wel­
chem andere Behörden beteiligt sind. 

Ist eine Gesamtführung erforderlich, sollte sich diese 
zur Erledigung der operativ-taktischen Maßnahmen 
eines Einsatzleiters bedienen, der gegebenenfalls mit 
Hilfe eines Führungsstabes alle Einheiten der Feuer­
wehren, der Hilfsorganisationen und weiterer Kräfte 
zentral führt und einsetzt. Dem Einsatzleiter obliegt die 

operativ-taktische Führung im Sinne eines ganzheit­
lichen Gefahrenabwehrmanagements nach den Grund­
sätzen der Feuerwehr-Dienstvorschrift 100 unabhängig 
von den auslösenden Elementen nach weitgehend ein­
heitlichen Grundsätzen. 

Die Beauftragung einer Person durch die eigentlich zu­
ständige Person nach Nummer 3 sollte unter Beachtung 
größter Sorgfalt erfolgen. Die Beauftragung sollte 
schriftlich erteilt und widerrufen werden. Die Gründe 
sollten jeweils vorher in einem von der gemäß § 7 zu­
ständigen Person abzuzeichnenden Vermerk dokumen­
tiert werden. Die Aufsichtsbehörde ist über die Beauf­
tragung und den Widerruf unverzüglich zu informieren. 
Die Einsatzleitung nach § 9 sollte grundsätzlich nicht 
die beauftragte Person sein. 

Einzelheiten hinsichtlich der Pflichten und Aufgaben 
der Gesamtführung ergeben sich aus der Feuerwehr-
Dienstvorschrift 100. 

8	 Zu § 8 (Befugnisse der Gesamtführung) 

8	 Die Gesamtführung hat die notwendigen Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr zu treffen, soweit sie nicht un­
mittelbar durch die Einsatzleitung am Schadensort zu 
treffen sind. 

Mit der Formulierung des Gesetzes hinsichtlich der Zu­
ständigkeit für die erforderlichen Sicherungsmaßnah­
men („..., soweit diese nicht von der Polizei oder ande­
ren zuständigen Stellen getroffen werden können“) wird 
keine vorrangige Zuständigkeit der Polizei im Verhältnis 
zu anderen zuständigen Behörden begründet, sondern 
die Zuständigkeit der Gesamtführung geregelt. Die Zu­
ständigkeit für Maßnahmen der Gefahrenabwehr liegt in 
erster Linie bei den Ordnungsbehörden oder Sonderord­
nungsbehörden. Seitens der Polizei besteht lediglich 
eine Eilzuständigkeit nach Maßgabe des § 2 Satz 1 des 
Brandenburgischen Polizeigesetzes, soweit die Abwehr 
der Gefahr durch eine andere Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig möglich erscheint. 

9	 Zu § 9 (Einsatzleitung) 

9.1	 Zu beachten sind die Ausführungen zur Anwendbarkeit 
des Ordnungsbehördengesetzes unter Nummer 2.2. 

Trifft die Gesamtführung nach Satz 2 eine andere Rege­
lung, sollte sie diese begründen und unverzüglich 
schriftlich dokumentieren. 

Die Zuständigkeit eines Notarztes oder leitenden Not­
arztes in medizinischen Fragen richtet sich nach dem 
Brandenburgischen Rettungsdienstgesetz. 

9.2	 Die Voraussetzungen zur Anerkennung von Betriebsfeu­
erwehren als Werkfeuerwehren sind in § 30 geregelt. 

9.3	 Die Einsatzleitung vor Ort ist für die Dokumentation 
und insbesondere für die Lagedarstellung in ihrem Be­
reich zuständig (siehe Nummer 3.3.5 FwDV 100). 
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9.4 Mit der Formulierung des Gesetzes hinsichtlich der Zu­
ständigkeit für die erforderlichen Sicherungsmaßnah­
men („..., soweit diese nicht von der Polizei oder ande­
ren zuständigen Stellen getroffen werden können“) wird 
keine vorrangige Zuständigkeit der Polizei im Verhältnis 
zu anderen zuständigen Behörden begründet, sondern 
die Zuständigkeit der Gesamtführung geregelt. Die Zu­
ständigkeit für Maßnahmen der Gefahrenabwehr liegt in 
erster Linie bei den Ordnungsbehörden oder Sonderord­
nungsbehörden. Seitens der Polizei besteht lediglich ei­
ne Eilzuständigkeit nach Maßgabe des § 2 Satz 1 des 
Brandenburgischen Polizeigesetzes, soweit die Abwehr 
der Gefahr durch eine andere Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig möglich erscheint. 

10 Zu § 10 (Integrierte Leitstellen) 

10.1 Nähere Bestimmungen werden nach Maßgabe des § 49 
Abs. 2 Nr. 2 im Rahmen einer Rechtsverordnung des für 
Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Ministeri­
ums im Einvernehmen mit dem für das Gesundheitswe­
sen zuständigen Mitglied der Landesregierung erlassen. 

10.2 (nicht belegt) 

10.3 (nicht belegt) 

Kapitel 2 
Pflichten der Bevölkerung 

11 Zu § 11 (Gefahrenverhütung) 

11 Ausschlaggebend für die Einschätzung der Zumutbar­
keit sind die eigenen Fähigkeiten, die körperliche Ver­
fassung, das Ausmaß der eingetretenen Gefahrensitua­
tion und die persönliche Einschätzung, ob mit den zur 
Verfügung stehenden Mitteln und Geräten die Gefahr 
ohne eigene Gefährdung selbständig beseitigt werden 
kann. Im Falle der Nichtzumutbarkeit besteht eine Mel­
depflicht nach § 12. 

12 Zu § 12 (Meldepflicht) 

12 Bei der Meldepflicht handelt es sich um eine allgemeine 
Pflicht, die auch dann besteht, wenn eine Gefahrenlage in 
einem Betrieb mit einer Werkfeuerwehr entstanden ist. 

Durch die Betätigung eines Druckknopfmelders oder 
einer Sirene wird die Pflicht zur Benachrichtigung der 
Feuerwehr oder der Polizei nicht erfüllt, da hiermit die 
zur Gefahrenabwehr erforderlichen Angaben weder 
übermittelt noch durch Nachfrage beim Benachrichti­
genden in Erfahrung gebracht werden können. 

Beispiele für die Verpflichtung zur Übermittlung einer 
Gefahrenmeldung nach Satz 2: 

- Wenn eine Person kein Handy hat, aber der Nachbar, 
dann ist dieser zur Übermittlung der Gefahrenmel­
dung verpflichtet. 

- Wenn ein Ausländer, der der deutschen Sprache 
nicht mächtig ist, das Schadensereignis erkannt hat 
und einen anderen auf das Ereignis aufmerksam 
macht, so ist dieser verpflichtet, die Übermittlung 
vorzunehmen. 

Bei einem Verstoß gegen die Meldepflicht nach Satz 1 
oder 2 ist zu prüfen, ob eine Ordnungswidrigkeit nach § 48 
Abs. 1 Nr. 1 vorliegt. Darüber hinaus kommt unter dem 
Aspekt der unterlassenen Hilfeleistung auch eine Straftat 
nach § 323c des Strafgesetzbuches (StGB) in Betracht. 

13 Zu § 13 (Hilfeleistungspflichten) 

13.1 Die Verpflichtung zur Hilfeleistung besteht für alle Per­
sonen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben („Jede 
über 18 Jahre alte Person ...“). 

Bei der Inanspruchnahme von Drittpersonen kommen 
insbesondere Passanten oder Anwohner in Betracht. 

Die erhebliche Eigengefährdung kann zum Beispiel in 
einer Gesundheitsgefährdung bestehen. Die Verletzung 
mindestens gleichrangiger Pflichten setzt eine Abwägung 
zwischen den gefährdeten Rechtsgütern einer anderen 
Person, für die der Dritte verantwortlich ist, und den 
Rechtsgütern, die durch die Hilfeleistung geschützt wer­
den sollen, voraus. Im Falle der Gleichwertigkeit der zu 
schützenden Rechtsgüter muss die Hilfeleistungspflicht 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit zurückstehen. 

Die Anordnung zur Hilfeleistung sollte im Falle einer un­
berechtigten Weigerung in Gegenwart einer zweiten Per­
son wiederholt und die zu verpflichtende Person auf ihre 
gesetzliche Verpflichtung sowie auf die mögliche Bege­
hung einer Ordnungswidrigkeit hingewiesen werden. 
Auch hier ist - wie bei § 12 - neben einer Ordnungswid­
rigkeit eine Straftat nach § 323c StGB zu prüfen. 

13.2 Die rechtliche Gleichstellung verpflichteter oder freiwil­
liger Hilfeleistender mit Mitgliedern einer Hilfsorgani­
sation nach § 19 führt zur entsprechenden Anwendbar­
keit des § 27. Daher dürfen ihnen insbesondere keine 
Nachteile in ihrem Arbeits- oder Dienstverhältnis entste­
hen. Darüber hinaus haben Selbständige und Freiberufler 
einen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles. 

13.3 Dringend benötigt werden derartige Sachmittel, wenn 
sie zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden Ge­
fahr oder zur Beseitigung einer öffentlichen Notlage er­
forderlich sind und die zuständigen Behörden über die­
se nicht oder nicht rechtzeitig verfügen. 

13.4 (nicht belegt) 

13.5 (nicht belegt) 

14 Zu § 14 (Vorsorgepflichten der Eigentümer und Be­
sitzer von Grundstücken) 

14.1 Bauliche Anlagen mit erhöhtem Gefahrenpotential sind 
beispielsweise Gewerbebetriebe, die dem Störfallrecht 
unterfallen, Krankenhäuser und Pflegeheime. 
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Als erforderliche Ausrüstungen und Einrichtungen nach 
Nummer 1 kommen beispielsweise Sirenen, Leitern und 
Ähnliches in Betracht, als Sonderlöschmittel nach Num­
mer 2 zum Beispiel Schaum. Welche Ausrüstungen und 
Einrichtungen sowie Löschmittel erforderlich sind, rich­
tet sich nach den im Einzelfall bestehenden Besonder­
heiten, zum Beispiel nach der Eigenart der baulichen 
Anlage, den in dem Gebäude vorhandenen Einrichtun­
gen und zur Produktion gelagerten und verwendeten 
Stoffen oder den zum Betrieb benötigten Chemikalien. 

Erfüllt der Eigentümer, Besitzer oder Nutzungsberech­
tigte seine Verpflichtungen nach den Nummern 1 und 2 
nicht oder nicht ordnungsgemäß, ist er nach Maßgabe 
des § 45 Abs. 3 kostenersatzpflichtig. 

14.2 (nicht belegt) 

15 Zu § 15 (Unterstützungspflichten der Eigentümer 
und Besitzer von Grundstücken) 

15.1 Mit der Räumung eines Grundstückes ist - im Gegensatz 
zur Entfernung von Sachen (Beseitigung von Gebäuden, 
Gebäudeteilen, Anlagen, Einfriedungen und Pflanzen) ­
die Räumung des Grundstückes von Personen gemeint. 

Die Duldung der Errichtung von baulichen Anlagen 
wird zum Beispiel dann relevant, wenn bei Hochwasser 
ein Notdamm gebaut werden muss. 

15.2 Welche Grundstückseigentümer, Besitzer oder sonsti­
gen Nutzungsberechtigten im Einzelfall betroffen sind, 
entscheidet die Gesamtführung oder die Einsatzleitung 
im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens. Maßgebend ist, 
inwieweit die Inanspruchnahme der Nutzungsberechtig­
ten und ihrer Grundstücke außerhalb des von der Gefahr 
oder dem Schadensfall unmittelbar betroffenen Grund­
stückes für die wirksame Gefahrenbekämpfung notwen­
dig ist. 

15.3 (nicht belegt) 

15.4 (nicht belegt) 

16 Zu § 16 (Einschränkung von Grundrechten) 

16 (nicht belegt) 

17 Zu § 17 (Datenschutz) 

17.1 Eine weitere Datenschutzbestimmung enthält § 21 
Abs. 3. Auf die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums 
des Innern zur Durchführung des Brandenburgischen 
Datenschutzgesetzes vom 22. Januar 2003 (ABl. S. 170) 
wird hingewiesen. 

17.2 Angaben über die Erreichbarkeit (Nummer 11) sind in 
erster Linie die persönlichen Telefon- oder Telefaxnum­
mern. Nur wenn die Erreichbarkeit auch mit Hilfe von 
Telefon- oder Faxnummern Dritter sichergestellt werden 
muss, können auch diese unter die Angaben zur Er­

reichbarkeit fallen. Bei der Angabe dieser Daten ist 
durch den Feuerwehrangehörigen oder das Mitglied ei­
ner Hilfsorganisation eine schriftliche Zustimmung des 
Dritten zur Erfassung und zweckgebundenen Verwen­
dung seiner Daten beizufügen. 

17.3	 Daten können für „vergleichbare Zwecke“ im Sinne des 
Absatzes 3 beispielsweise im Rahmen eines Klagever­
fahrens gegen einen Kostenbescheid benötigt werden. 

Unter Berücksichtigung der Wichtigkeit und der Ver­
traulichkeit der in diesem Zusammenhang erhobenen 
Daten sollte die Aufzeichnung, Archivierung, Geheim­
haltung und Löschung in einer für den jeweiligen Be­
reich spezifischen Dienstanweisung geregelt werden. 

17.4	 (nicht belegt) 

17.5	 Angaben über die Erreichbarkeit (Nummer 5) sind in 
erster Linie die persönlichen Telefon- oder Telefaxnum­
mern. Nur wenn die Erreichbarkeit auch mit Hilfe von 
Telefon- oder Faxnummern Dritter sichergestellt werden 
muss, können auch diese unter die Angaben zur Er­
reichbarkeit fallen. Bei der Angabe dieser Daten ist 
durch den Feuerwehrangehörigen oder das Mitglied 
einer Hilfsorganisation eine schriftliche Zustimmung 
des Dritten zur Erfassung und zweckgebundenen Ver­
wendung seiner Daten beizufügen. 

17.6	 (nicht belegt) 

Kapitel 3 
Hilfsorganisationen 

18	 Zu § 18 (Mitwirkung der Hilfsorganisationen) 

18.1	 Die Hilfsorganisationen wirken mit ihren Einrichtungen 
und Einheiten bei allen Schadenslagen mit, wenn sie 
sich dazu allgemein bereit erklärt haben, also auch 
unterhalb der Katastrophe. Das Brandenburgische 
Brand- und Katastrophenschutzgesetz schafft ein integ­
riertes Hilfeleistungssystem und umfasst dabei Brand­
schutz, Hilfeleistung und Katastrophenschutz (§ 1 
Abs. 1). Entsprechend sind die Hilfsorganisationen in 
Teil 2 „Gemeinsame Vorschriften für den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz“ geregelt. 
Voraussetzung für den Einsatz von Hilfsorganisationen 
ist lediglich, dass diese sich allgemein - also nicht nur im 
Einzelfall - zur Mitwirkung bereit erklärt haben. Es be­
darf somit im konkreten Fall keines weiteren Rechtsak­
tes, sondern lediglich einer Anforderung von Einsatz­
kräften der Hilfsorganisationen durch die zuständigen 
Aufgabenträger. 

Zu den Kosten siehe die Erläuterungen zu § 46. 

18.2	 Der Einsatz der Einheiten der Hilfsorganisationen wird 
durch die zuständige Leitstelle angeordnet und koordi­
niert. 
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19 Zu § 19 (Rechtsstellung der Mitglieder der Hilfsor­
ganisationen) 

19.1 Für die Mitglieder der Hilfsorganisationen, die abwei­
chend von § 24 Abs. 6 Satz 2 ausnahmsweise gleichzei­
tig aktives Mitglied einer Freiwilligen Feuerwehr sind, 
gilt die Pflicht zur Freistellung nach § 27 unter dem Ge­
sichtspunkt übergeordneter Dienstpflichten nicht. 

19.2 Ausbildungsstätte nach § 5 Nr. 3 für die Aus- und Fort­
bildung von Führungskräften und die Sonderausbildung 
ist die Landesschule und Technische Einrichtung für 
Brand- und Katastrophenschutz (LSTE). 

Kapitel 4 
Gesundheits- und Sozialwesen 

20 Zu § 20 (Mitwirkung des Gesundheits- und Sozial­
wesens) 

20.1 Die Aufsicht über das Gesundheits- und Sozialwesen hat 
das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Familie als oberste Sonderaufsichtsbehörde. In dieser 
Funktion hat es die Erfüllung der sich aus den §§ 20 
und 21 ergebenden Verpflichtungen zu gewährleisten. 

20.2 Die Pflicht zur Aufstellung von Gefahrenabwehrplänen 
ist in § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2, § 4 Abs. 2 Nr. 2, § 5 Nr. 2 
und § 39 geregelt. 

20.3 Für Alarm- und Einsatzpläne gibt es bislang keine Form­
vorschriften; eine einheitliche digitalisierte Bearbeitung 
ist noch nicht in Planung. 

20.4 Die Träger der Krankenhäuser sind verpflichtet, für die 
Schaffung der erforderlichen Kapazitäten bei Großscha­
densereignissen und Katastrophen zu sorgen. Da in den 
Krankenhäusern keine Bettenreserven mehr vorgehalten 
werden, müssen die benötigten Betten im Bedarfsfall 
freigezogen werden. Es wird keine Reservevorhaltung 
verlangt, vielmehr wird die Planung zur Erhöhung der 
Aufnahme- und Behandlungskapazitäten der Kranken­
häuser gefordert. 

21 Zu § 21 (Besondere Pflichten von Angehörigen der 
Gesundheitsberufe) 

21.1 (nicht belegt) 

21.2 Die Heranziehung zu Einsätzen ist lediglich eine Kon­
kretisierung der allgemeinen Hilfeleistungspflicht nach 
§ 13, während die Verpflichtung zur Teilnahme an 
Übungen Teil der Verpflichtung zur Fortbildung nach 
Absatz 1 darstellt. 

21.3 Angaben über die Erreichbarkeit (Nummer 6) sind in 
erster Linie die persönlichen Telefon- oder Telefaxnum­
mern. Nur wenn die Erreichbarkeit auch mit Hilfe von 
Telefon- oder Faxnummern Dritter sichergestellt werden 

reichbarkeit fallen. Bei der Angabe dieser Daten ist 
durch den Angehörigen des Gesundheitsberufes eine 
schriftliche Zustimmung des Dritten zur Erfassung und 
zweckgebundenen Verwendung seiner Daten beizufügen. 

Kapitel 5 
Aufsicht 

22 Zu § 22 (Sonderaufsicht) 

22 Nach § 11 Abs. 2 des Ordnungsbehördengesetzes gelten 
für die Sonderordnungsbehörden die Vorschriften dieses 
Gesetzes, soweit nicht durch Gesetz oder Verordnung 
Abweichendes bestimmt ist. Die Sonderaufsichtsbehör­
den haben dementsprechend nach § 2 Abs. 2 des Bran­
denburgischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes 
in Verbindung mit § 9 Abs. 2 OBG ein Weisungsrecht zur 
Sicherstellung der zweckmäßigen Erfüllung der ord­
nungsbehördlichen Aufgaben nach dem Brandenburgi­
schen Brand- und Katastrophenschutzgesetz. 

23 Zu § 23 (Aufsicht über die privaten Hilfsorganisatio­
nen) 

23 Mit der Formulierung in Satz 2 („Die Aufsicht erstreckt 
sich auf die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit ...“) 
wird festgeschrieben, dass sich die Aufsicht nicht nur 
auf die Rechtmäßigkeit, sondern auch auf die Zweck­
mäßigkeit erstreckt, damit zum Beispiel auch auf die 
Aus- und Fortbildung oder die Ausstattung der Hilfsor­
ganisationen Aufsichtsmaßnahmen. 

Teil 3 
Brandschutz und Hilfeleistung 

Kapitel 1 
Organisation der Feuerwehren 

24 Zu § 24 (Öffentliche Feuerwehren) 

24.1 (nicht belegt) 

24.2 Oberzentren sind derzeit die kreisfreien Städte Bran­
denburg an der Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder) und 
Potsdam. 

24.3 (nicht belegt) 

24.4 Eine Abweichung von dieser Soll-Vorschrift kommt nur 
dann in Betracht, wenn bei der konkreten Besetzung in 
jedem Falle die Leistungsfähigkeit der Feuerwache ge­
währleistet ist. 

24.5 Bei der Prüfung der Heranziehung ist Absatz 6 Satz 2 
besonders zu beachten. Auszuschließen ist, dass der ge­
nannte Personenkreis Führungspositionen in der Feuer­
wehr besetzt. 

muss, können auch diese unter die Angaben zur Er- 24.6 (nicht belegt) 
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24.7 Zur Grundausbildung bei den ehrenamtlichen Feuer­
wehrangehörigen gehört die Truppmannausbildung 
Teil 1 und Teil 2. 

Die Sonderausbildung umfasst die Aus- und Fortbildung 
von Spezialkräften beispielsweise im ABC-Bereich. 

Für die Aus- und Fortbildung von Führungskräften und 
für die Sonderausbildung steht die LSTE zur Verfügung. 

25 Zu § 25 (Jugendfeuerwehren) 

25.1 Eine gesetzliche Altersuntergrenze für die Mitwirkung 
bei einer Jugendfeuerwehr existiert nicht. Da der ehren­
amtliche Einsatzdienst in einer Freiwilligen Feuerwehr 
frühestens mit 16 Jahren beginnt, besteht mit Erreichen 
dieser Altersgrenze die Möglichkeit eines Wechsels von 
der Jugendfeuerwehr in die Freiwillige Feuerwehr, jedoch 
keine zwingende Notwendigkeit. Über einen Wechsel in 
den Einsatzdienst entscheidet die Wehrführung. 

25.2 Da Angehörige der Jugendfeuerwehr an Einsätzen nur 
außerhalb des Gefahrenbereiches teilnehmen dürfen, ist 
Folgendes zu beachten: Einsatzstellen werden allgemein 
in einen Gefahren- und einen Absperrbereich eingeteilt. 
Den Gefahrenbereich dürfen nur Einsatzkräfte unter 
einer der Lage angepassten Sonderausrüstung betreten. 
Der Gefahrenbereich ist durch die Feuerwehr festzule­
gen und abzusichern. 

Die entsprechende Anwendung des § 27 nach Satz 2 be­
deutet in erster Linie, dass die Jugendlichen bei ihrer 
Teilnahme an Einsätzen sowie am Übungs- und Ausbil­
dungsdienst gesetzlich versichert sind. 

26 Zu § 26 (Aufnahme und Heranziehung von ehren­
amtlichen Feuerwehrangehörigen) 

26.1 Zu beachten ist die Verordnung über die Laufbahn der 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren vom 4. De­
zember 1997 (GVBl. II S. 914, 1998 II S. 34), die nach 
§ 51 Abs. 1 bis zum Erlass neuer Vorschriften nach § 49 
Abs. 2 Nr. 1 fortgilt. 

Die Altersgrenzen gelten nur für den Einsatzdienst, 
nicht also für die Angehörigen der Alters- und Ehrenab­
teilungen in den Freiwilligen Feuerwehren. 

26.2 Die Heranziehung soll schriftlich erfolgen. Hinsichtlich 
der Eignung sollen alle Umstände Berücksichtigung fin­
den, die normalerweise bei der Aufnahme in die Feuer­
wehr beachtet werden. 

Die maßgeblichen Bestimmungen über die Ablehnung 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit sind in § 26 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung enthalten. Ein wichtiger Grund zur 
Ablehnung kann danach zum Beispiel durch die Berufs-
oder Familienverhältnisse, aber auch durch den Gesund­
heitszustand gegeben sein. 

26.3 Vgl. die Ausführungen zu Absatz 1. 

27 Zu § 27 (Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuer­
wehrangehörigen) 

27.1	 Die Einsatzleitung oder der Ausbildungsleiter hat für die 
Dauer des jeweiligen Freistellungszeitraumes nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, inwieweit eine 
Freistellung für angemessene Vorbereitungs- und Erho­
lungsphasen vor und nach der Teilnahme an Einsätzen, 
Übungen und Ausbildungsveranstaltungen notwendig 
erscheint. 

Für Angehörige einer Werkfeuerwehr, die abweichend 
von § 30 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 24 Abs. 6 
Satz 2 ausnahmsweise gleichzeitig aktives Mitglied 
einer Freiwilligen Feuerwehr sind, gilt die Pflicht zur 
Freistellung unter dem Gesichtspunkt übergeordneter 
Dienstpflichten nicht. Eine Freistellung kann nur in ent­
sprechender Anwendung des § 30 Abs. 5 erfolgen. 

27.2	 Der Fortzahlungsanspruch des Arbeitnehmers richtet 
sich auch auf Zulagen und sonstige Nebenleistungen, 
wenn der Arbeitnehmer diese bei Arbeits- oder Dienst­
leistung erhalten hätte und diese Lohnbestandteil sind 
(also nicht Aufwendungen decken sollen, die durch be­
sondere Leistungsumstände entstehen). 

Für den pauschalierten Ersatz des Verdienstausfalls eh­
renamtlicher Feuerwehrangehöriger, die beruflich selb­
ständig oder freiberuflich tätig sind, können nach § 49 
Abs. 2 Nr. 4 durch Rechtsverordnung des für Brand- und 
Katastrophenschutz zuständigen Mitgliedes der Landes­
regierung im Einvernehmen mit dem für Finanzen zu­
ständigen Mitglied der Landesregierung Höchstsätze 
festgelegt werden. Bis zum Erlass der neuen Verordnung 
gilt die Verordnung über die Höchstsätze für den Ersatz 
von Verdienstausfall nach dem Gesetz über den Brand­
schutz und die Hilfeleistung bei Unglücksfällen und öf­
fentlichen Notständen vom 28. Dezember 1992 (GVBl. 
1993 II S. 14), geändert durch Artikel 7 der Verordnung 
vom 28. November 2001 (GVBl. II S. 638, 640), nach 
§ 51 Abs. 1 fort. 

27.3	 (nicht belegt) 

27.4	 Der kommunalen Entscheidungsfreiheit obliegt es, ob 
den Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren eine 
Aufwandsentschädigung gezahlt wird. 

27.5	 Für die gesetzliche Versicherung gegen Unfälle im Feu­
erwehrdienst der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 
ist die Verordnung zur Errichtung der Feuerwehrunfall­
kasse Brandenburg vom 22. Dezember 1992 (GVBl. II 
S. 794) einschlägig. 

Die Bezugnahme auf das Landesbeamtengesetz bedeu­
tet, dass für die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, 
obwohl sie keine Beamten sind, die Bestimmungen über 
den Ersatz von Sachschäden (§ 46 des Landesbeamten­
gesetzes - LBG) und die Haftung des Feuerwehrange­
hörigen bei schuldhafter Verletzung seiner Dienstpflich­
ten (§ 44 LBG) - da diese hoheitlich tätig sind - ent­
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sprechende Anwendung finden. Sie führt dazu, dass der 
Aufgabenträger für Schäden gegenüber Dritten haftet, 
wenn diese durch ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 
in Erfüllung ihrer Pflichten verursacht worden sind (§ 44 
LBG). Ein Rückgriff des Aufgabenträgers auf den Feu­
erwehrangehörigen ist nur möglich, wenn dieser vor­
sätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat. Darüber hi­
naus kann dem ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 
nach § 46 LBG Ersatz des Schadens geleistet werden, 
den dieser in Ausübung seines Dienstes an eigenen Sa­
chen (zum Beispiel Brille, private Kleidung) erlitten hat. 

28	 Zu § 28 (Leitung der öffentlichen Feuerwehr) 

28.1	 Die operativ-taktische Führung der Feuerwehr obliegt 
deren Leiter. Die Bestellung der Leitung der Feuerwehr 
durch den Träger des örtlichen Brandschutzes nach 
Nummer 1 stellt einen förmlichen Akt dar, mit dem die 
Funktion der Feuerwehrleitung übertragen wird. Auch 
bei der Leitung der Berufsfeuerwehr, die nach § 24 
Abs. 2 hauptamtlich tätig ist, wird nur die Funktions­
übertragung geregelt. Unberührt bleiben die Bestim­
mungen der Gemeindeordnung, nach der die Gemeinde­
vertretung über die Ernennung von Beamten und die 
Einstellung von Angestellten entscheidet, soweit sie die 
Zuständigkeit nicht auf den Hauptverwaltungsbeamten 
übertragen hat (§ 73 Abs. 2 der Gemeindeordnung). Die 
Anzahl der Stellvertreter richtet sich nach dem örtlichen 
Bedarf. 

Die Wehrführung nach Nummer 2 besteht aus dem 
Wehrführer (Gemeinde-, Stadt- beziehungsweise Amts­
wehrführer); ihre Stellvertretung kann aus mehreren 
Stellvertretern (stellvertretende Wehrführer) bestehen. 
In die Anhörung der Führungskräfte sind die als Grup­
pen-, Zug- und Ortswehrführer in der Einsatzabteilung 
eingesetzten Feuerwehrangehörigen sowie die bisherige 
Wehrführung einzubeziehen. Die Entscheidung zur 
Bestellung trifft der Aufgabenträger, auch wenn das 
Benehmen mit dem Kreisbrandmeister nicht hergestellt 
wurde. 

28.2	 Die Freiwilligen Feuerwehren, die nach der Gemeinde­
gebietsreform in nunmehr amtsangehörigen Gemeinden 
oder in Ortsteilen, die aus ehemaligen Gemeinden ent­
standen sind, fortbestehen, sind keine eigenständigen 
Freiwilligen Feuerwehren, sondern örtliche Feuerwehr­
einheiten der Freiwilligen Feuerwehr. 

Die Ortswehrführung besteht aus dem Ortswehrführer, 
ihre Stellvertretung aus mehreren Stellvertretern (stell­
vertretende Ortswehrführer). In die Anhörung der Ange­
hörigen der örtlichen Feuerwehreinheit ist nur die Ein­
satzabteilung (aktive Wehr) einzubeziehen. Dazu gehören 
nicht die Jugendfeuerwehr und die Alters- und Ehrenab­
teilung. Die Anhörung zur Bestellung der Ortswehrfüh­
rung erfolgt durch die Wehrführung im Benehmen mit 
dem Aufgabenträger des örtlichen Brandschutzes. 

28.3	 Vorschlagsberechtigt für die Bestellung der Person, die 
die Belange der Angehörigen der Freiwilligen Feuer­

wehr gegenüber der Leitung vertritt, nach Satz 2 sind die 
als Gruppen-, Zug- und Ortswehrführer in der Einsatz­
abteilung eingesetzten ehrenamtlichen Feuerwehr­
angehörigen. 

28.4 Die persönliche Eignung für das Amt des Leiters einer 
Berufsfeuerwehr, eines Wehrführers oder eines Orts­
wehrführers sowie ihrer Stellvertreter umfasst alle 
Eigenschaften, die zur Wahrnehmung der hierfür erfor­
derlichen spezifischen Führungsverantwortung erfor­
derlich sind, insbesondere physische und psychische Be­
lastbarkeit, Sozialkompetenz und Weitsichtigkeit. Zur 
fachlichen Eignung gehört für die Leiter der Berufsfeu­
erwehren die Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
oder höheren feuerwehrtechnischen Dienst, für die 
Wehrführer, Ortswehrführer und ihre Stellvertreter die 
Qualifikation nach der Verordnung über die Laufbahn 
der ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feu­
erwehren. 

29 Zu § 29 (Kreisbrandmeister, Landesbranddirektor) 

29.1 Die Aufgaben des Kreisbrandmeisters umfassen sowohl 
die Unterstützung des Landrates und des Landkreises 
bei der Führung der Sonderaufsicht über die amtsfreien 
Gemeinden und die Ämter (§ 22) als auch bei der Wahr­
nehmung der fachlichen Aufgaben im überörtlichen 
Brandschutz und in der überörtlichen Hilfeleistung so­
wie im Katastrophenschutz. Bei der Bestellung eines 
Kreisbrandmeisters handelt es sich um eine Funktions­
übertragung und nicht um die Verleihung eines status­
rechtlichen Amtes. 

29.2 (nicht belegt) 

29.3 (nicht belegt) 

30 Zu § 30 (Betriebs- und Werkfeuerwehren) 

30.1 Jedes Unternehmen und jede Einrichtung ist berechtigt, 
eine Betriebsfeuerwehr aufzustellen. Hinsichtlich der 
Ausbildung, Ausrüstung und Stärke einer Betriebsfeuer­
wehr haben die für den Brandschutz zuständigen Auf­
sichtsbehörden kein Weisungs- und Aufsichtsrecht. Die 
Aufgaben für den abwehrenden Brandschutz für diese 
Einrichtungen verbleiben beim Aufgabenträger des ört­
lichen Brandschutzes. Erforderliche Maßnahmen im 
Rahmen der Brandverhütungsschau liegen in der Zu­
ständigkeit der Brandschutzdienststelle. 

Im Rahmen eines Anerkennungsverfahrens entscheidet 
die oberste Aufsichtsbehörde über die Anerkennung als 
Werkfeuerwehr und legt mit einem Bescheid deren Aus­
rüstung, Mindestdienststärke und Ausbildungserforder­
nisse fest. Die Ausbildung der Angehörigen der Werk­
feuerwehr hat den Ausbildungserfordernissen der öf­
fentlichen Feuerwehren zu entsprechen. Mit der Aner­
kennung einer Werkfeuerwehr gehen alle Aufgaben des 
Brandschutzes sowie der technischen Hilfeleistung für 
das Betriebsgelände vom örtlichen Aufgabenträger auf 
die Werkfeuerwehr des Unternehmens über. Der Leiter 
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der Werkfeuerwehr ist in die Unternehmensstruktur so 
einzuordnen, dass er aktiv Einfluss auf alle Probleme 
des vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes 
nehmen kann. 

Ein werkfeuerwehrpflichtiges Unternehmen kann sich 
einer benachbarten oder auf dem gleichen Territorium 
ansässigen Werkfeuerwehr bedienen, wenn die Alarmie­
rungs- und Ausrückezeiten innerhalb des zu schützenden 
Bereichs sowie die Kräfte und Mittel der Werkfeuerwehr 
so bemessen sind, dass der Brandschutz und die Hilfe­
leistung in den Unternehmen gewährleistet werden. 

30.2	 Ist ein Unternehmen nicht bereit, eine leistungsfähige 
Werkfeuerwehr aufzustellen, ist das Ministerium des In­
nern befugt, im Rahmen eines Verwaltungsaktes dieses 
anzuordnen. Eine angeordnete Werkfeuerwehr ist wie 
eine anerkannte Werkfeuerwehr auszurüsten, zu unter­
halten und nach den festzulegenden Erfordernissen aus­
zubilden. Mit der Anordnung zur Vorhaltung einer 
Werkfeuerwehr gehen alle Aufgaben des Brandschutzes 
und der technischen Hilfeleistung auf das Unternehmen 
über. Eine angeordnete Werkfeuerwehr mit hauptberuf­
lichen Kräften hat einen Einsatz wie in § 9 Abs. 2 fest­
gelegt zu führen. 

30.3	 Wird durch ein Unternehmen ein Dritter (Dienstleister), 
durch einen privatrechtlichen Vertrag mit der Wahrneh­
mung der Aufgaben einer Werkfeuerwehr beauftragt, ist 
dies nur zulässig, wenn der Dienstleister über die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 verfügt. Für die Auf­
sichtsbehörden ist immer das werkfeuerwehrpflichtige 
Unternehmen Verpflichteter. Der Vertrag zwischen 
Unternehmen und Dienstleister ist vor Abschluss der 
obersten Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu geben. Im 
Vertrag ist festzulegen, dass eine ununterbrochene 
Brandsicherheit für das werkfeuerwehrpflichtige Unter­
nehmen garantiert wird, dass bei einer etwaigen Insol­
venz oder Streikmaßnahme des Dritten der Brandschutz 
im werkfeuerwehrpflichtigen Unternehmen auch weiter­
hin rund um die Uhr sichergestellt wird. Neben der Fest­
legung des Weisungs- und Unterordnungsverhältnisses 
ist der Nachweis der Eigentumsverhältnisse, der techni­
schen Ausstattung und Ausrüstung sowie der Vertrags­
aufhebungsbedingungen festzuschreiben. 

30.4	 Angehörige von Werkfeuerwehren sollen nicht gleich­
zeitig aktive Mitglieder von öffentlichen Feuerwehren 
sein, die zeitgleich neben der Werkfeuerwehr eingesetzt 
werden. Dies gilt gleichermaßen für die Mitgliedschaft 
in Hilfsorganisationen. Über Ausnahmen entscheidet 
der Leiter der Werkfeuerwehr. Auf die Ausführungen 
unter Nummer 27.1 wird verwiesen. Den Angehörigen 
der Werkfeuerwehren steht die Aus- und Fortbildungs­
stätte der öffentlichen Feuerwehren des Landes gegen 
Kostenersatz zur Verfügung. 

30.5	 Der Einsatz der Werkfeuerwehr durch die Einsatzleitung 
hat im Benehmen mit der Betriebs- oder Einrichtungs­
leitung zu erfolgen, das heißt, dieser ist Gelegenheit zur 

Stellungnahme mit dem Ziel der Verständigung zu 
geben, ohne dass eine Bindung an das Einverständnis 
besteht. Die Stellungnahme muss aber zur Kenntnis 
genommen und in die Überlegungen zur Entschei­
dungsfindung einbezogen werden. 

Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Hilfeleistung 
durch die Werkfeuerwehr auf Anordnung der Gesamt­
führung auf Grund der Erforderlichkeit der ständigen 
Anwesenheit der Werkfeuerwehr kann zum Beispiel im 
Falle der Verwendung besonders gefährlicher Produk­
tionsstoffe gegeben sein. 

Betriebsfeuerwehren können nicht außerhalb ihres 
Unternehmens eingesetzt werden, da über sie hinsicht­
lich der Ausbildung, Ausrüstung und Einsatzstärke kei­
ne Aufsicht besteht. Die Möglichkeit einer Heranzie­
hung nach den §§ 13 bis 15 bleibt hiervon unberührt. 

30.6 Die Werkfeuerwehren sind, wie öffentliche Feuerweh­
ren, unterschieden nach hauptberuflichen und neben­
beruflichen Kräften auszubilden. Die Ausrüstung einer 
Werkfeuerwehr richtet sich nach dem besonderen Grad 
der Gefährdung des Unternehmens. Lösch- und Spezial­
einsatzfahrzeuge sind den betrieblichen Verhältnissen 
und örtlichen Bedingungen anzupassen und müssen 
dem Stand der Technik entsprechen. 

30.7 Änderungen der betrieblichen Verhältnisse, die Einfluss 
auf die Organisation und Ausrüstung der Werkfeuerwehr 
haben können, sind durch das Unternehmen unverzüg­
lich dem Ministerium des Innern anzuzeigen. Gleiches 
gilt, wenn durch betriebliche Maßnahmen Änderungen 
zu den Festlegungen aus dem Anerkennungsverfahren 
herbeigeführt werden sollen. 

31 Zu § 31 (Verbände der Feuerwehren) 

31.1 (nicht belegt) 

31.2 (nicht belegt) 

Kapitel 2 
Vorbeugender Brandschutz 

32 Zu § 32 (Brandschutzdienststellen) 

32 Brandschutzdienststellen haben die Aufgabe, Maßnah­
men des vorbeugenden Brandschutzes in Objekten, 
Einrichtungen und Anlagen zu beschauen und Nach­
schauen vorzunehmen. Sie haben mit anderen Aufsichts­
behörden eng zusammenzuarbeiten und im Rahmen von 
Genehmigungsverfahren darauf aktiv Einfluss zu neh­
men, dass die Belange des vorbeugenden und abweh­
renden Brandschutzes in die Bescheide der Genehmi­
gungsbehörden zur Errichtung und zum Betreiben von 
baulichen Anlagen einfließen. Nähere Regelungen 
enthält die Brandschauverordnung in der jeweils gelten­
den Fassung. 
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Die Bediensteten der Brandschutzdienststellen sollten 
über eine Ausbildung im gehobenen feuerwehrtechni­
schen Dienst verfügen und für Maßnahmen des vorbeu­
genden Brandschutzes ausreichend geschult sein. Da 
eine enge Zusammenarbeit der Brandschutzdienststelle 
mit dem Fachbereich des abwehrenden Brandschutzes 
erforderlich ist und diese einen aktuellen Kenntnisstand 
über die in den Feuerwehren vorhandene Ausbildung 
und Ausrüstung benötigt, sollten die Brandschutzdienst­
stellen in den Ordnungsämtern der Landkreise oder 
dort, wo die Fragen des abwehrenden Brandschutzes be­
handelt werden, angesiedelt sein. 

33	 Zu § 33 (Brandverhütungsschau) 

33.1	 Die Brandverhütungsschau ist Teil des vorbeugenden 
Brandschutzes und dient dazu, bei Gebäuden mit beson­
derem Gefahrenpotential zu prüfen, ob für den Fall eines 
Brandes oder einer anderen Gefahr alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr getroffen werden kön­
nen (zum Beispiel Zugänglichkeit von Rettungswegen, 
Alarmierungseinrichtungen und Löschvorrichtungen). 
Die baulichen Anlagen, die der Brandverhütungsschau 
unterliegen, sind in der Brandverhütungsschauverord­
nung festgelegt. Bei der Brandverhütungsschau sind die 
Organisation der Maßnahmen zur Gewährleistung des 
vorbeugenden Brandschutzes und alle notwendigen 
Maßnahmen, die für den abwehrenden Brandschutz zur 
schnellen und sicheren Evakuierung und Brandbekämp­
fung erforderlich sind, in diesen Anlagen, Objekten oder 
Einrichtungen zu überprüfen. Im Rahmen dieser Tätig­
keit ist festzustellen, ob eine Werkfeuerwehr erforderlich 
ist. Nach Feststellung der Notwendigkeit haben sie die 
oberste Aufsichtsbehörde diesbezüglich zu informieren. 

Die Brandverhütungsschau in Betriebsbereichen nach 
der Störfall-Verordnung sollte mit der zuständigen Im­
missionsschutzbehörde (Landesumweltamt) abgestimmt 
werden, um die Effektivität der Überwachungssysteme 
nach § 16 der Störfall-Verordnung zu gewährleisten. 

33.2	 Die Zuständigkeit für die Wahrnehmung der Aufgaben 
der Brandschutzdienststelle ergibt sich aus den Rege­
lungen des § 32. 

Dritte sind grundsätzlich dann als geeignet anzusehen, 
wenn sie über eine feuerwehrspezifische Ausbildung 
(gehobener feuerwehrtechnischer Dienst) verfügen. Die 
öffentlich-rechtliche Verantwortlichkeit der Träger der 
Brandschutzdienststellen für die Durchführung der Auf­
gabe bleibt hierdurch aber unberührt. Der Dritte wird le­
diglich als Erfüllungsgehilfe der Aufgabenträger tätig, 
wenn diese etwa nicht über genügend Fachpersonal ver­
fügen. 

Generell wird die Brandverhütungsschau durch die Be­
diensteten der Brandschutzdienststelle durchgeführt. In 
ihrem Auftrag können Dritte mit der Durchführung der 
Brandverhütungsschau betraut werden. Der Verwal­

tungsakt (Vorbereitung/Nachbereitung) ist von der 
Brandschutzdienststelle durchzuführen. Mit der Durch­
führung als Dritter sollten nur Personen beauftragt wer­
den, die über die gleichwertige Ausbildung verfügen wie 
die unter § 32 benannten Personen einer Brandschutz­
dienststelle. Gleiches gilt für die Aus- und Fortbildung. 
Wird ein Dritter durch die Brandschutzdienststelle be­
auftragt, trägt die Verwaltung gegenüber dem Dritten die 
Kosten der Durchführung der Brandverhütungsschau 
gemäß § 45 Abs. 2 Satz 1. Der Dritte hat gegenüber dem 
brandschaupflichtigen Unternehmen keine finanziellen 
Forderungen. 

33.3	 Im Ergebnis einer Brandverhütungsschau ist die Män­
gelbeseitigung anzuordnen und zu begründen. Fristen 
zur Abstellung von Mängeln sollten zeitnah festgelegt 
und der Termin der Nachschau bekannt gegeben werden. 

Werden bei der Durchführung der Brandverhütungs­
schau Mängel festgestellt, die im Zuständigkeitsbereich 
anderer Aufsichtsbehörden liegen, die bei der Brandver­
hütungsschau nicht zugegen waren, sollte die zuständige 
Behörde unverzüglich schriftlich informiert werden. Die 
zur Beseitigung der bei der Brandverhütungsschau fest­
gestellten Mängel erlassenen Anordnungen können 
erforderlichenfalls mit den Mitteln des Verwaltungs­
zwanges durchgesetzt werden. Darüber hinaus ist das 
Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 48 Abs. 1 
Nr. 8 zu prüfen. 

33.4	 Nähere Regelungen zur Beauftragung einer Werkfeuer­
wehr mit der Durchführung der Brandverhütungsschau 
enthält die Werkfeuerwehrverordnung in der jeweils gel­
tenden Fassung. 

Unabhängig von einer Beauftragung der Leitung der 
Werkfeuerwehr mit der Durchführung der Brandver­
hütungsschau kann die Brandschutzdienststelle jeder­
zeit stichprobenweise Brandverhütungsschauen mit und 
ohne Anmeldung durchführen. 

34	 Zu § 34 (Brandsicherheitswache) 

34.1	 Die Stärke der Brandsicherheitswache richtet sich nach 
der Art und Größe der Veranstaltung. Innerhalb der 
zweiwöchigen Anzeigefrist sollte überprüft werden, ob 
alle Vorkehrungen für die Einrichtung einer Brand­
sicherheitswache getroffen worden sind, gegebenenfalls 
sollten die erforderlichen Maßnahmen in die Wege ge­
leitet werden. 

34.2	 Im Falle der Gestellung der Brandsicherheitswache durch 
Kräfte des Trägers des örtlichen Brandschutzes hat der 
Veranstalter nach § 45 Abs. 1 Nr. 4 die Kosten zu tragen. 

34.3	 Anordnungen zur Verhütung und Bekämpfung von Ge­
fahren und zur Sicherung von Rettungs- und Angriffs­
wegen können durch alle Angehörigen der Brandsicher­
heitswache getroffen werden. 
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Kapitel 3 
Abwehrender Brandschutz und Hilfeleistung 

35 Zu § 35 (Brandwache) 

35.1 Nach der Löschung des offenen Feuers ist durch die 
Brandwache sicherzustellen, dass durch zunächst nicht 
sichtbare Glutnester und Schwelbrände das offene Feu­
er nicht unentdeckt wieder ausbricht. Die Einzelheiten 
über Umfang und Dauer der Brandwache legt der Ein­
satzleiter der Feuerwehr bei der Übergabe der abge­
löschten Brandfläche nach Satz 2 fest. Die Festlegung 
sollte in schriftlicher Form erfolgen. Dabei ist es im Ein­
zelfall denkbar, dass eine Brandwache - beispielsweise 
auf Grund der Witterungsverhältnisse oder der Art der 
Bebauung - entbehrlich ist. Die Verpflichtung zur Auf­
stellung einer Brandwache ist somit von der Entschei­
dung der Einsatzleitung abhängig. 

Sofern die Einsatzleitung eine Brandwache stellt, hat 
der nach Satz 1 Verpflichtete nach § 45 Abs. 1 Nr. 4 hier­
für die Kosten zu tragen. Ein nach § 13 verpflichteter 
Dritter hat nach § 47 Abs. 1 einen Entschädigungsan­
spruch gegenüber dem Aufgabenträger, in dessen Gebiet 
die Einsatzstelle liegt. Der Aufgabenträger kann seiner­
seits nach § 45 Abs. 1 Nr. 4 die Erstattung dieser Kosten 
durch den Verantwortlichen verlangen. 

35.2 Die Zuständigkeit der Forstbehörden folgt deren Stel­
lung als Sonderordnungsbehörden für die Gefahrenab­
wehr im Wald. 

36 Zu § 36 (Brandschutz und Hilfeleistung auf Ver­
kehrswegen) 

36 Die Zuständigkeit im Katastrophenfall bleibt von dieser 
Regelung unberührt („Aufgabenerfüllung im Brand­
schutz und in der Hilfeleistung“). 

Teil 4 
Katastrophenschutz 

Kapitel 1 
Vorbeugender Katastrophenschutz 

37 Zu § 37 (Vorbereitende Maßnahmen) 

37.1 Zu Nummer 1 siehe die Ausführungen zu § 38. 

Nach Nummer 2 zählen die Beschaffung von Ausstat­
tung (Fahrzeuge, Gerät) und die Gewinnung von ehren­
amtlichen Helfern (§ 13 Abs. 2, § 22 Abs. 1 des Zivil­
schutzgesetzes) zur Aufstellung und Unterhaltung von 
Einheiten und Einrichtungen. Zum Betrieb der Einheiten 
sind die sachgerechte Unterbringung, die Wartung und 
die Instandhaltung, die Erneuerung von Verbrauchsma­
terialien, die Ersatzbeschaffung und die Durchführung 
von Bewegungsfahrten zu rechnen. Katastrophen erfor­
dern einen Materialaufwand, der über die reguläre 
Vorhaltung von Einsatzkapazitäten hinausgehen kann. 

Da sich jedoch im Einzelfall die Beschaffung von Mate­
rial schwierig beziehungsweise unmöglich gestaltet, 
haben die unteren Katastrophenschutzbehörden regio­
nal unterschiedlich bestückte Katastrophenschutzlager 
zu unterhalten. Nach § 49 Abs. 2 Nr. 3 kann das Minis­
terium des Innern durch Rechtsverordnung Näheres 
regeln. 

Zur Ausbildung nach Nummer 3 zählen Abschlüsse mit 
dem Schwerpunkt Gefahrenabwehr (zum Beispiel Ba­
chelorstudiengang Sicherheit und Gefahrenabwehr an der 
FH/Universität Magdeburg-Stendal), die Ausbildung 
zum Brandinspektor (B4) oder Ähnliches. Die Fortbil­
dung kann an geeigneten kommunalen Einrichtungen 
oder denen des Landes (LSTE), anderer Bundesländer 
und des Bundes (Akademie für Notfallplanung und Zivil­
schutz) erfolgen. Das Stabspersonal soll eine Fortbildung 
entsprechend der Stabsfunktion nachweisen können. 

Zu Nummer 4 siehe die Ausführungen zu § 39. 

Zu Nummer 5 siehe die Ausführungen zu § 41. 

37.2	 (nicht belegt) 

38	 Zu § 38 (Katastrophenschutzleitung) 

38.1	 Die Katastrophenschutzleitung wird immer im Kern aus 
der Gesamtführung gemäß § 7, hier Landrat oder Ober­
bürgermeister oder Beauftragter, und weiteren Mitarbei­
tern der Katastrophenschutzbehörde bestehen. Entspre­
chend der Lage beruft die Gesamtführung weitere Fach­
leute aus anderen Behörden (zum Beispiel Landesum­
weltamt) oder Einrichtungen und Hilfsorganisationen. In 
den ersten beiden Fällen handeln die Personen im Wege 
der Amtshilfe ihrer Behörden und öffentlichen Einrich­
tungen. Die Vertreter der Hilfsorganisationen wirken in 
ihrer Rechtsstellung nach den §§ 18 und 19 mit. 

Zur einheitlichen Organisation des Katastrophenschutz­
stabes erstellt das Ministerium des Innern eine Richtli­
nie. 

38.2	 Das Zusammentreten der Katastrophenschutzleitung ist 
mit Teilnehmerliste zu protokollieren. Die untere Katas­
trophenschutzbehörde berichtet jeweils bis zum 15. Ja­
nuar des Folgejahres dem Ministerium des Innern durch 
Vorlage des Protokolls und der Teilnehmerliste sowie 
über erfolgte Übungen und Ausbildungen. 

39	 Zu § 39 (Katastrophenschutzpläne) 

39	 Der bestehende Runderlass des Ministeriums des Innern 
III Nr. 17/95 vom 16. Juni 1995 „Richtlinien zur Erstel­
lung von Katastrophenschutzplänen“ gilt weiter, die 
demnach zu fertigenden Katastrophenschutzpläne wer­
den fortgeschrieben.  

Ereignisbezogene Sonderpläne sollten in der Regel von 
allen unteren Katastrophenschutzbehörden erstellt wer­
den, zum Beispiel: 
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- für den Massenanfall von Verletzten (MANV) gestaf­
felt nach der Anzahl (50, 100, 200, 500 Personen), 

- Evakuierung, Unterbringung, Verpflegung und Be­
treuung einer großen Anzahl von Personen (auch für 
mehr als 1000 Personen). 

Ereignisbezogene Sonderpläne sind regional abhängig 
zum Beispiel zu erstellen zu: 

- Hochwasser
 
- ABC-Lagen.
 

40	 Zu § 40 (Externe Notfallpläne) 

40.1	 Gemäß § 39 Satz 1 sind externe Notfallpläne objekt­
bezogene Sonderpläne und somit Bestandteil der Katas­
trophenpläne der unteren Katastrophenschutzbehörden. 
Das Landesumweltamt und, soweit es sich um Betriebs­
bereiche unter Bergaufsicht handelt, das Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, unterrichten die 
unteren Katastrophenschutzbehörden über die Betriebs­
bereiche, die gemäß § 9 der Störfall-Verordnung 
(12. BImSchV) zu einem Sicherheitsbericht verpflichtet 
sind. Besteht die Pflicht für einen Sicherheitsbericht, ist 
die Voraussetzung für die Pflicht der unteren Katastro­
phenschutzbehörden zur Erstellung des externen Not­
fallplanes gegeben, es sei denn, nach § 40 Abs. 6 wurde 
im Einzelfall entschieden, dass sich der externe Notfall-
plan erübrigt. Daneben besteht die Pflicht des Betreibers 
sowohl aus § 10 Abs. 1 Nr. 2 der Störfall-Verordnung als 
auch nach § 40 Abs. 3, alle für die Erstellung des exter­
nen Notfallplanes erforderlichen Informationen zu über­
mitteln. Gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 10 und § 21 Abs. 1 Nr. 7 
der Störfall-Verordnung sind das Unterlassen der Über­
mittlung der notwendigen Informationen und die un­
vollständige beziehungsweise nicht rechtzeitige Über­
mittlung eine Ordnungswidrigkeit. Das Gesetz nennt 
die Ziele, die mit einem externen Notfallplan erreicht 
werden sollen. 

40.2	 Da Absatz 1 die Ziele festschreibt, die mit einem exter­
nen Notfallplan erreicht werden sollen, sind in Absatz 2 
durch den Gesetzgeber nur die Mindestangaben genannt 
worden, die die untere Katastrophenschutzbehörde zu 
erfüllen hat. Abhängig von dem verpflichteten Betriebs­
bereich können weitere Angaben im externen Notfall-
plan notwendig sein. 

40.3	 Die zu gewährende Frist sollte angemessen sein, darf aber 
wegen der Dringlichkeit der externen Notfallpläne nicht 
unzulässig hinausgeschoben werden. Nachfristen sind 
grundsätzlich nur einmal und entsprechend kurz zu ge­
währen, da der Betreiber oftmals schon eine Ordnungs­
widrigkeit begangen hat, deren Verfolgung zu prüfen ist. 
Die Frist ist schriftlich bekannt zu geben und sollte grund­
sätzlich zwecks Nachweisbarkeit zugestellt werden. 

40.4	 (nicht belegt) 

40.5	 (nicht belegt) 

40.6	 Zuständig für die Entscheidung über den Verzicht auf 
den externen Notfallplan ist das Landesumweltamt oder, 
soweit es sich um Betriebsbereiche unter Bergaufsicht 
handelt, das Landesamt für Bergbau, Geologie und Roh­
stoffe. Die untere Katastrophenschutzbehörde sollte die 
schriftliche Begründung zu ihren Akten nehmen. Unab­
hängig von der Entscheidung hat die untere Katastro­
phenschutzbehörde zu prüfen, inwieweit hier vorberei­
tende Maßnahmen für den Betriebsbereich und seine 
Umgebung notwendig sind (§ 37 Abs. 1), auch durch 
Einarbeitung in den Katastrophenschutzplan bezie­
hungsweise in ereignisbezogene Sonderpläne (§ 39). 

40.7	 Verpflichtet sind die unteren Katastrophenschutzbehör­
den im Grenzbereich zur Republik Polen. Sie sollten die 
Mehrausfertigungen der Notfallplaninformationen, zu 
denen bestimmte Betreiber gemäß § 10 Abs. 2 der Stör­
fall-Verordnung verpflichtet sind, an die jeweils zustän­
digen polnischen Behörden weiterleiten. Angemessene 
Zusammenarbeit sollte auch ereignisbezogene Zu­
sammenarbeit sein. Die Zusammenarbeit sollte umfas­
send und unverzüglich erfolgen. Die untere Katastro­
phenschutzbehörde sollte insoweit durch eigenes Perso­
nal oder durch unverzügliche Hinzuziehung Dritter in 
der Lage sein, mit den polnischen Behörden schriftlich 
und mündlich - auch im Bereich von Fachtermini - in 
Polnisch zu kommunizieren. Es sollte nicht davon aus­
gegangen werden, dass die polnischen Behörden 
Deutsch verstehen. Ein Ausweichen auf eine Drittspra­
che (Russisch oder Englisch) sollte nur im Einzelfall 
kurzzeitig in Betracht gezogen werden, da eine dritte 
Sprache die Gefahr von Missverständnissen unverhält­
nismäßig erhöht. 

Die Kommunikation sollte im eigenen Interesse doku­
mentiert werden. 

Im externen Notfallplan sind die Mitarbeiter zu benen­
nen, die für die Kommunikation in der polnischen Spra­
che befähigt sind, und/oder die Dritten, die unverzüglich 
herangezogen werden können. 

41	 Zu § 41 (Katastrophenschutzübungen) 

41	 Der Runderlass III Nr. 42/1994 - Gewährung von Lan­
deszuschüssen für die Durchführung von Übungen auf 
dem Gebiet des Brand- und Katastrophenschutzes - gilt 
weiter. 

Für die Heranziehung zu Übungen nach Satz 2 ist § 21 
Abs. 2 Satz 2 und 3 zu beachten. 

Kapitel 2 
Abwehrender Katastrophenschutz 

42	 Zu § 42 (Feststellung des Katastrophenfalles) 

42	 Das Gesetz überlässt es dem pflichtgemäßen Ermessen, 
in welcher Weise die Bekanntmachung des Eintritts und 
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des Endes der Katastrophe erfolgt (zum Beispiel durch 
Rundfunk, Fernsehen, Tageszeitung oder auf andere 
Weise). Die Bekanntgabe bezweckt einerseits den Schutz 
der Bevölkerung vor weiteren Schäden, andererseits soll 
über die mögliche Ausübung besonderer Rechte durch 
die Katastrophenschutzbehörde auch gegenüber der Be­
völkerung informiert werden. Im Rahmen der Auswahl 
der Bekanntmachung in geeigneter Weise ist auch die 
Schnelligkeit des Informationsweges entscheidend. 

Über die bisherige Rechtslage hinaus wird nach Satz 2 
auch eine Benachrichtigung benachbarter Katastro­
phenschutzbehörden für erforderlich gehalten. Während 
die Unterrichtung der obersten Katastrophenschutz­
behörde dieser die Möglichkeit geben soll, entweder 
beratend tätig zu werden oder die Zuständigkeit an sich 
zu ziehen, ist es ebenso sachgerecht, die benachbarten 
Katastrophenschutzbehörden über Vorgänge zu unter­
richten, wenn Auswirkungen auf deren Gebiet zu be­
fürchten sind. 

43 Zu § 43 (Abwehrende Maßnahmen) 

43.1 (nicht belegt) 

43.2 Das Ministerium des Innern wird zur Personenaus­
kunftsstelle gesonderte Vorgaben machen. 

Teil 5 
Kosten, Entschädigung 

44 Zu § 44 (Kostentragung, Zuwendungen des Landes) 

44.1 Die in Absatz 1 erwähnten Aufgaben ergeben sich in ers­
ter Linie aus den §§ 3, 4 und 5 sowie den diesbezüg­
lichen Ausführungsregelungen des Gesetzes. 

44.2 (nicht belegt) 

44.3 (nicht belegt) 

44.4 (nicht belegt) 

44.5 (nicht belegt) 

45 Zu § 45 (Kostenersatz) 

45.1 Bei der Ersatzverpflichtung nach Nummer 2 kommt es, 
da es sich hierbei um eine reine Gefährdungshaftung 
handelt, auf ein Verschulden (Vorsatz/Fahrlässigkeit) 
nicht an. Die Kostentragungspflicht nach Absatz 1 Nr. 3 
entspricht den Kostenregelungen in Fällen der Ersatz­
vornahme nach dem Verwaltungsvollstreckungsrecht. 
Die Regelungen des Absatzes 1 Nr. 5 und 6 betreffen 
Fälle, in denen die Feuerwehr nicht im Rahmen der Ge­
fahrenbekämpfung tätig wird, sondern Serviceleistun­
gen für Tierhalter, Gebäudeeigentümer und -besitzer 

45.2 (nicht belegt) 

45.3 (nicht belegt) 

45.4 (nicht belegt) 

45.5 (nicht belegt) 

46 Zu § 46 (Kosten der privaten Hilfsorganisationen, 
Zuwendungen des Landes) 

46 (nicht belegt) 

47 Zu § 47 (Entschädigung) 

47.1 Bei den maßgeblichen Regelungen des Ordnungsbehör­
dengesetzes, die entsprechend anzuwenden sind, handelt 
es sich um die §§ 38 bis 42. 

47.2 Voraussetzung für den Anspruch eines freiwilligen Hel­
fers auf Schadensersatz ist die Anerkennung der Not­
wendigkeit der Hilfeleistung. Unter dem Aspekt der 
Würdigung der Hilfeleistung und der Aufrechterhaltung 
der Hilfsbereitschaft für künftige Notfälle liegt es im 
Interesse sowohl der Aufgabenträger als auch der Allge­
meinheit, wenn hierbei ein nicht allzu strenger Maßstab 
angelegt wird, so dass die Notwendigkeit immer dann 
anzuerkennen sein dürfte, wenn in dieser Situation jeder 
vernünftige Dritte in vergleichbarer Weise Hilfe geleis­
tet hätte. Insbesondere darf die Einschätzung nicht da­
von abhängig gemacht werden, ob die Handlung zur Hil­
feleistung zu dem gewünschten Erfolg geführt hat; auch 
nach professioneller Einschätzung kann eine Hilfsmaß­
nahme als notwendig angesehen werden, die gleichwohl 
im Ergebnis nicht zum Erfolg führt. Umgekehrt kann ei­
ne Handlung zur Hilfeleistung in der Regel dann nicht 
als notwendig angesehen werden, wenn - auch für einen 
Laien - ohne weiteres erkennbar war, dass diese zur Hil­
feleistung offensichtlich ungeeignet war. 

Die Entscheidung über den Antrag ist ein Verwaltungs­
akt. 

Teil 6 
Schlussvorschriften 

48 Zu § 48 (Ordnungswidrigkeiten) 

48.1 (nicht belegt) 

48.2 (nicht belegt) 

48.3 Absatz 3 bestimmt die sachlich zuständigen Verwal­
tungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge­
setzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG). Die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich nach § 37 OWiG. 

49 Zu § 49 (Ermächtigungen) 

49.1 (nicht belegt) 

oder sonstige Nutzungsberechtigte erbringt. 49.2 (nicht belegt) 
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50 Zu § 50 (Berufs- und Funktionsbezeichnungen) 

50 (nicht belegt) 

51 Zu § 51 (Übergangsregelung) 

51.1 (nicht belegt) 

51.2 (nicht belegt) 

51.3 (nicht belegt) 

52 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

52 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach ihrer Be­
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwal­
tungsvorschrift des Ministers des Innern zur Durchfüh­
rung des Brandschutzgesetzes vom 9. März 1994 (ABl. 
S. 226) außer Kraft. 

Erlass des Ministeriums für Ländliche Entwicklung,
 
Umwelt und Verbraucherschutz zur
 

Bekanntmachung der Erhaltungsziele
 
nach § 26b Abs. 3 des Brandenburgischen
 

Naturschutzgesetzes und zur Bewirtschaftung
 
des Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung
 

„Göritzer und Vetschauer Mühlenfließe“
 

Vom 14. November 2005 

Dieser Erlass regelt auf der Grundlage des § 26b Abs. 3 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes (BbgNatSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2004 (GVBl. I 
S. 350) die erforderlichen Maßnahmen zur Umsetzung von Ar­
tikel 6 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild le­
benden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt ge­
ändert durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 
(ABl. EG Nr. L 305 S. 42), - Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie). Er legt die unter Nummer 4 genannten Erhal­
tungsziele fest sowie die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen 
und deren Umsetzungsinstrumente in Anlage 2. Die Umsetzung 
ist durch die zuständigen Behörden zu gewährleisten. 

Bewirtschaftungsgegenstand 

Die in Anlage 1 (Übersichtsskizze) näher bezeichnete Fläche im 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz wurde als FFH-Gebiet mit der 
Bezeichnung „Göritzer und Vetschauer Mühlenfließe“ und der 
Gebietsnummer DE 4250-301 in die Liste der Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung der Europäischen Kommission 
aufgenommen. Das Gebiet hat eine Größe von rund 239 Hektar 
und umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Calau Bolschwitz 1; 
Reuden 1, 3; 
Saßleben 1, 2; 

Vetschau Koßwig 1; 2; 
Missen 3; 
Repten 1. 

Die Grenze des Geltungsbereiches dieses Erlasses ist in der 
Übersichtsskizze, in der Biotoptypenkarte, in der Karte der Le­
bensraumtypen (LRT) und in der Zielkarte jeweils im Maßstab 
1 : 10.000 sowie in Liegenschaftskarten (Blätter 1 bis 5), einer 
Flurkarte und in einer Luftbildliegenschaftskarte eingezeichnet. 
Als Grenze gilt der innere Rand dieser Linie. Maßgeblich ist die 
Einzeichnung in den Liegenschaftskarten und der Flurkarte. Diese 
Karten sind mit einer Flurstücksliste beim Landesumweltamt in 
Potsdam, beim Landkreis Oberspreewald-Lausitz als untere 
Naturschutzbehörde in Calau, beim Amt für Forstwirtschaft Lüb­
ben und bei der Stadt Calau von jedermann während der Dienst­
zeiten einsehbar. 

2	 Beschreibung des Gebietes von gemeinschaftlicher Be­
deutung 

Das FFH-Gebiet liegt zwischen den Ortschaften Calau und Vet­
schau im Bereich der naturräumlichen Haupteinheit Lausitzer Be­
cken und Spreewald. In den durch die Fließe entstandenen Senken 
haben sich Flachmoortorfe gebildet, welche heute überwiegend 
als Grünlandflächen beziehungsweise nach der Abtorfung als 
Teiche genutzt werden. Die umgebenden Grundmoränenplatten 
aus Geschiebesanden werden forstwirtschaftlich und ackerbau­
lich genutzt. 

Das Göritzer Mühlenfließ entspringt in der Calauer Schweiz, im 
Bereich des Niederlausitzer Landrückens, und durchfließt die 
Stadt Calau, die Gemeinden Saßleben, Koßwig, Belten, Göritz 
und entwässert in Richtung Spreewald. Die Niederung wird ge­
prägt durch das Fließ, die Park- und Mühlenteiche bei Saßleben, 
natürliche und naturnahe Waldkomplexe und Röhrichtbestände 
entlang dem Gewässer. Das Vetschauer Mühlenfließ entwässert 
aus dem Niederlausitzer Landrücken über Lukaitz, Ogrosen, 
Missen und Repten in den Spreewald. 

Die Mühlenfließe, das Vetschauer Mühlenfließ und das Göritzer 
Mühlenfließ, besitzen sowohl als Reproduktionsraum wie auch 
als Migrationsverbindung zwischen dem Spreewald und dem 
Niederlausitzer Landrücken eine herausragende Bedeutung für 
den Fischotter. 

Die Park- und Mühlenteiche und das Mühlenfließ bei Saßleben 
sowie die Koßwiger Teiche besitzen eine große Bedeutung als 
Reproduktionsraum für die Rotbauchunke und den Kamm­
molch. Winterlebensräume finden diese Arten in den Waldbio­
topen. 

Die FFH-Lebensräume und der Bestand der FFH-Arten sind 
gegenwärtig durch die umfangreichen bergbaulich bedingten 
Grundwasserabsenkungsmaßnahmen des ehemaligen Tagebaus 

1 
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Seese-Ost erheblich beeinträchtigt und bedürfen zum großen 
Teil der Wiederherstellung der Lebensräume und Entwicklung 
der Populationen. 

Beschreibung, Bewertung und ökologische Erforder­
nisse der Lebensraumtypen nach Anhang I und der Ar­
ten nach Anhang II der FFH-Richtlinie 

Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopo­
tamions oder Hydrocharitions, LRT-Nummer 3150, Größe: 
rund 2,4 Hektar, Erhaltungszustand C 

Die Koßwiger Torfteiche sind dem Lebensraumtyp Num­
mer 3150 zuzuordnen. Die Teiche sind nach Abschluss des Ta­
gebaus wieder gut mit Wasser versorgt, große Teile der mit Röh­
richten bestandenen Gewässer enthalten Schwimmblatt- und 
Untervegetationen. An den Koßwiger Torfteichen, insbesondere 
am östlichen Torfstich, lebt die Rotbauchunke. Für den Fischot­
ter stellen die Teiche einen wichtigen Migrationskorridor dar. 

Der westliche Koßwiger Teich ist als Angelgewässer verpachtet. 
Um Störungen des Unkenhabitats zu vermeiden, ist das Angeln 
nur am Süd- und Ostufer erlaubt. 

Fließgewässer (Vetschauer Mühlenfließ) der planaren Stufe 
mit Vegetation des Ranunculion fluitantis und des Callitricho-
Batrachion, LRT-Nummer 3260, Länge: rund 1.900 Meter, 
Erhaltungszustand C 

Das Vetschauer Mühlenfließ ist ein Flachlandfließ, das von Süden 
aus dem Niederlausitzer Landrücken kommend über die Reptener 
Teiche in den Oberspreewald (Südumfluter) mündet. 

Es ist ein langsam fließendes circa zwei bis drei Meter breites, 
steilufriges Gewässer mit vereinzelt einseitigem Gehölzbewuchs. 
Das Vetschauer Mühlenfließ (die Lukaitz) führt nur sehr wenig 
Wasser und wird hauptsächlich mit Grubenwasser gespeist. Die 
im Bereich der Reptener Teiche noch vorhandenen gewässer­
begleitenden naturnahen Gehölzstrukturen fehlen weiter südlich. 

Hauptproblem ist der durch den Tagebau gestörte Wasserhaus­
halt. Für den sich einstellenden künftigen Niedrigwasserabfluss 
sollte in Verbindung mit natürlicher Sukzession das Profil ein­
geengt und die Sohle angehoben werden. 

Als Lebensraum des Fischotters sind im südlichen Bereich ge­
wässerbegleitende Gehölzstrukturen zu entwickeln. Die Gewäs­
serunterhaltung ist mit den Erfordernissen des Fischotterschutzes 
abzustimmen. Die chemische Gewässergüte sollte mindestens 
der Güteklasse 2 entsprechen. 

Feuchte Hochstaudenfluren der planaren Stufe, LRT-Num­
mer 6430, Größe: rund 1,3 Hektar, Erhaltungszustand B 

Feuchte Hochstaudenfluren sind im Gebiet östlich des Koßwiger 
Torfteiches und westlich der Saßlebener Mühlenteiche sehr klein­
flächig vorhanden. Für die Wiederherstellung günstiger Standort­
bedingungen entlang den Gewässerufern sind hohe Grund­
wasserstände und geringe Nährstoffzufuhr aus angrenzenden Flä­
chen erforderlich. Eine intensive Nutzung durch Beweidung oder 
Mahd ist ebenso zu vermeiden wie die Sukzession der Flächen. 

Magere Flachland-Mähwiesen mit Alopecurus pratensis 
(Wiesen-Fuchsschwanzgras), Sanguisorba officinalis (Gro­
ßer Wiesenknopf), LRT-Nummer 6510, Größe: rund 51 Hek­
tar, Erhaltungszustand C 

Magere Flachlandmähwiesen befinden sich im Bereich der 
Putschei-Wiesen. Bedingt durch die Grundwasserabsenkung 
und die Beweidung mit Rindern ist nur an wenigen Stellen eine 
reiche Ausprägung mit Wiesenkräutern zu finden. 

Bei den derzeitigen Grundwasserverhältnissen wird eine exten­
sive Beweidung mit Rindern bei eingeschränkter Düngung als 
ausreichender Schutz angesehen. Nach Anhebung des Grund­
wassers ist erneut zu prüfen, ob die Maßnahmen anzupassen 
sind. 

In den kleinflächig gut erhaltenen Bereichen sollte eine sehr ex­
tensive Nutzung optimal durch zweischürige Mahd erfolgen. 

9160 Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichen­
wald oder Hainbuchenwald (Carpinion betuli, Stellario-
Carpinetum), LRT-Nummer 9160, Größe: rund 13 Hektar, 
Erhaltungszustand B 

Eichen-Hainbuchenwälder kommen auf nährstoff- und basen­
reichen, zeitweilig oder dauerhaft feuchten Lehmböden mit 
höherem Grundwasserstand vor. Sie sind überwiegend in Tälern 
oder am Rand von Niederungen (Urstromtäler) zu finden. Der 
Waldlebensraumtyp ist südlich der Saßlebener Parkteiche und 
östlich der Ortslage Bolschwitz mit gutem Erhaltungszustand 
vorhanden. 

Südlich des Radochlaer Teiches sind die Bestände teilweise 
lückig und mit Fichtenforst untersetzt. Diese Bereiche sollten in 
natürliche Laubbaumarten umgewandelt werden. Zudem ist 
südlich des Radochlaer Teiches die Erhöhung der Wasserhaltung 
anzustreben, um den Erhaltungszustand des Waldes zu verbes­
sern. Als Lebensraum des Heldbocks ist der dauerhafte Erhalt 
der Alteichen erforderlich. 

9190 Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit 
Quercus robur (Stieleiche), LRT-Nr. 9190, Größe: rund 
1,3 Hektar, Erhaltungszustand C 

Bodensaure Eichenwälder kommen kleinflächig südlich der 
Koßwiger Teiche vor. Der Erhaltungszustand ist durchschnittlich. 
Es sind naturnahe Laubmischwälder mit Stieleiche und Trauben-
eiche unter Beimischung von Birke, Wald-Kiefer und Rotbuche. 
Sie kommen auf sauren, nährstoffarmen Sandböden vor. 

Ziel ist die Wiederherstellung des Lebensraumtyps durch 
Entnahme gesellschaftsfremder Baumarten, extensive Bewirt­
schaftung und Förderung des Totholzanteils. 

Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-
Padion, Alnion incanae, Salicion albae), LRT-Nummer 91E0, 
Größe: rund 2,7 Hektar, Erhaltungszustand B 

Bei dem Auwaldbereich im Gebiet handelt es sich um einen zeit­
weise überfluteten oder zeitweise hohe Grundwasserstände auf­
weisenden Standort der Moorniederungen. Der Auwald kommt 
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nordöstlich der Bolschwitzer Torfteiche vor. Der Bestand hat 
etwa ein Alter von 70 Jahren, ist zweischichtig aufgebaut und 
weist einen gedrängten Bestandesschluss auf. Um den derzeit 
guten Erhaltungszustand des LRT beizubehalten, ist der Grund­
wasserstand anzuheben. Eine Erweiterung des Eschenanteils so­
wie eine Erhöhung des Totholzanteils sind anzustreben. 

Fischotter (Lutra lutra), Erhaltungszustand C 

Die Mühlenfließe haben für den Fischotter eine herausragende 
Bedeutung als Lebens- und Reproduktionsraum. Darüber hinaus 
dienen sie als Migrationsverbindung zwischen dem Spreewald 
und dem Landrücken. Zur Erhaltung des Habitates ist die der­
zeitige Gewässerdynamik im Gebiet zu verbessern. Die Zer­
schneidung von Migrationskorridoren durch Verkehrstrassen 
oder Ufer- und Sohlbefestigungen ist zu vermeiden. Die Ufer­
bereiche sind in naturnahem und störungsarmem Zustand zu 
erhalten beziehungsweise zu entwickeln. 

Rotbauchunke (Bombina bombina), Erhaltungszustand C 

Die Koßwiger Teiche und die Saßlebener Park- und Mühlen­
teiche sind wichtige Laichgewässer für die Rotbauchunke. Die 
Art ist angewiesen auf diese teilweise sonnenexponierten, vege­
tationsreichen , fischarmen Flachgewässer mit reich strukturier­
ter Ufervegetation als Sommerlebensraum (Fortpflanzungs- und 
Entwicklungsgewässer). In den angrenzenden Waldbiotopen 
mit ausreichendem Totholzanteil sowie in Laub- und Reisighau­
fen im Uferbereich der Wohngewässer befinden sich die Winter­
lebensräume der Rotbauchunke. 

Zur Wiederherstellung und Entwicklung der Population ist in 
erster Linie die Verbesserung des Landschaftswasserhaushaltes 
durch Wasserrückhaltung und Minderung des Eintrags von Nähr­
stofffrachten in die Gewässer erforderlich. Empfohlen wird auch 
die Sanierung des seit Jahren trockengefallenen Radochlaer 
Teiches als ehemaliges Laichhabitat der Rotbauchunke. 

Kammmolch (Triturus cristatus), Erhaltungszustand C 

Der Kammmolch kommt an den Saßlebener Park- und Mühlen­
teichen, am Koßwiger Torfteich und in den angrenzenden Wald­
lebensräumen vor. Er stellt ähnliche Habitatansprüche wie die 
Rotbauchunke, benötigt aber als Larvenlebensraum und zum 
Ablaichen die strukturbildende Wasserflora. Als Winterlebens­
raum benötigt der Kammmolch Wald- und Gehölzstreifen mit 
Totholzstrukturen, Laub- und Reisighaufen sowie Erdhöhlen im 
Uferbereich und im weiteren Umfeld der Wohngewässer. 

Zur Wiederherstellung und Entwicklung der Population ist in 
erster Linie die Verbesserung des Landschaftswasserhaushaltes 
durch Wasserrückhaltung und Minderung von Nährstofffrachten 
in den Gewässern erforderlich. Ebenso wird die Sanierung des 
Radochlaer Teiches empfohlen. 

Heldbock, Großer Eichenbock (Cerambyx cerdo), Erhal­
tungszustand B 

Der Heldbock kommt südlich der Saßlebener Parkteiche in den 
Alteichen mit gutem Erhaltungszustand vor. Er ist ein thermo­
philer Altholzbewohner. Die als Lebensraum benötigten leben­
den, physiologisch geschwächten oder Schadstellen aufweisen­

den starkstämmigen Stiel- oder Traubeneichen sind im Saßlebe­
ner Park in noch zufriedenstellender Qualität vorhanden. Der 
Erhalt und die Entwicklung der Alteichenbestände sind Voraus­
setzung für die Entwicklung der Population. 

Grüne Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia), Erhaltungszu­
stand C 

Die Grüne Keiljungfer ist eine stenöke Fließwasserart, die ihren 
Lebensraum an Bächen und Flüssen mit naturnahem Verlauf und 
naturnahen Uferabschnitten hat. Im Göritzer und Vetschauer 
Mühlenfließ sind die als Larvenhabitat benötigten feinkiesigen 
bis feinsandigen Sedimente einschließlich Sandbänke im Ufer­
bereich in Kombination mit submersem Wurzelwerk der Ufer­
gehölze nur noch stellenweise vorhanden. Das Zulassen der na­
türlichen Gewässerdynamik ist zur Erhaltung und Entwicklung 
der Population erforderlich. 

Erhaltungszustand A - hervorragender Erhaltungszustand 
B - guter Erhaltungszustand 
C - durchschnittlicher oder beschränkter 

Erhaltungszustand 

4	 Erhaltungsziele 

Ziel ist die Erhaltung der Feuchten Hochstaudenfluren der pla­
naren und montanen bis alpinen Stufe, der subatlantischen oder 
mitteleuropäischen Stieleichenwälder oder Hainbuchenwälder 
(Carpinion betuli, Stellario-Carpinetum), der Auenwälder mit 
Alnus glutinosa (Schwarz-Erle) und Fraxinus excelsior (Ge­
wöhnliche Esche, Alno padion, Alnion incanae, Salicion albae) 
und der Vorkommen des Heldbocks (Cerambix cerdo). 

Ziel ist weiterhin die Entwicklung und Wiederherstellung der 
Natürlichen eutrophen Seen mit einer Vegetation des Magnopo­
tamions oder Hydrocharitions, der Fließgewässer der planaren 
bis montanen Stufe mit Vegetation des Ranunculion fluitantis 
und des Callitricho-Batrachion, der Mageren Flachland-Mäh­
wiesen (Alopecurus pratensis/Wiesen-Fuchsschwanzgras), San­
guisorba officinalis (Großer Wiesenknopf) und der Alten 
bodensauren Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus robur 
(Stieleiche) sowie die Erhaltung und Entwicklung der Vorkom­
men der Rotbauchunke (Bombina bombina), des Kammmolchs 
(Triturus cristatus), des Fischotters (Lutra lutra) und der Grünen 
Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia). 

5	 Bestand und Bewertung der nach § 32 BbgNatSchG ge­
schützten Biotope sowie Biotope, die Einfluss auf die in 
Nummer 3 aufgeführten Lebensraumtypen nach An­
hang I der FFH-Richtlinie und Arten nach Anhang II der 
FFH-Richtlinie haben 

Als geschützte Biotope nach § 32 BbgNatSchG sind im Gebiet 
Natürliche eutrophe Seen, Fließgewässer und Feuchte Hoch­
staudenfluren der planaren Stufe sowie Auenwälder mit Alnus 
glutinosa (Schwarz-Erle) vorhanden. Die Beschreibung und 
Bewertung der Biotoptypen erfolgte unter Nummer 3, da sie 
gleichzeitig Lebensraumtypen darstellen. 
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Biotope beziehungsweise geschützte Biotope nach § 32 
BbgNatSchG, die Einfluss auf die unter Nummer 3 aufgeführten 
Lebensraumtypen und Arten haben: 

Teiche 

Bolschwitzer Torfstiche, § 32 BbgNatSchG 

Bei den Bolschwitzer Torfstichen handelt es sich um sieben mit 
Wasser überstaute Torfstiche ohne Abfluss. Durch Grundwasser­
absenkung und damit verbundene Oxidation von Pyrith und 
Eisen in den angrenzenden Torfböden sind die Teiche extrem ver­
sauert. Der pH-Wert lag Mitte der 1990er Jahre bei 3,0. Fische 
kommen deshalb nicht mehr vor. Durch den inzwischen wieder 
konstanteren Grundwasserspiegel hat sich der ökologische 
Zustand etwas gebessert. Im verlandeten westlich gelegenen 
Teich hat ein Kranich seit einigen Jahren sein Brutrevier. 

Radochlaer Teich, § 32 BbgNatSchG 

Der Radochlaer Teich liegt am nordwestlichen Rand des FFH-
Gebietes unmittelbar am Göritzer Mühlenfließ. Es ist ein im 
Wald gelegener früherer Fischteich mit ehemals mäßig eutro­
phem Wasser. Durch den lang anhaltenden akuten Wasserman­
gel (Tagebau Seese-Ost) ist der Teich trockengefallen. Mitte der 
1990er Jahre war das Gewässer bereits bis zu 80 Prozent mit 
Röhricht und Gehölzen bewachsen. Der Teich besitzt heute noch 
Bedeutung als Trittsteinbiotop zwischen dem Spreewald und der 
Calauer Schweiz für den Fischotter. Zur Wiederbesiedlung 
durch Rotbauchunke und Kammmolch ist eine Teichsanierung 
im Rahmen von Maßnahmen des Landschaftswasserhaushaltes 
anzustreben. 

Park- und Mühlenteiche Saßleben 

Die Park- und Mühlenteiche liegen am südwestlichen Ende des 
FFH-Gebietes am Ortsrand von Saßleben und werden durch das 
Göritzer Mühlenfließ verbunden. 

Mühlenteiche 

Ein Teil der Mühlenteiche war schon Mitte der 1990er Jahre 
nicht mehr bespannt (Schilfteich, Hälterteiche). Seit einigen 
Jahren wird ein Teich wieder fischereiwirtschaftlich genutzt. 
Alle südlich der Bahnlinie gelegenen Mühlenteiche sind durch 
die Einleitung von ungenügend gereinigtem Abwasser aus der 
Kläranlage Calau und Direkteinleitern abwasserbelastet und 
verfügen über einen geringen Wasserstand. Sie werden derzeit 
nicht fischereiwirtschaftlich genutzt. Mit dem geplanten Ausbau 
der Kläranlage Calau ist zu erwarten, dass sich die Wasserqua­
lität der Teiche und des Göritzer Mühlenfließes erheblich ver­
bessern wird. 

Parkteiche (Inselteich und Streckteich) 

Der Inselteich wird nach der Sanierung 2003 wieder fischerei­
wirtschaftlich genutzt. Als Rückzugsraum der Rotbauchunke 
wurde der südöstliche Teil des Inselteiches von der Entschlam­
mung ausgenommen. Der extensiv genutzte Streckteich wurde 

als Amphibiengewässer hergerichtet und an das Göritzer Mühlen-
fließ angeschlossen. Um einer Eutrophierung und Verschlam­
mung entgegenzuwirken, sollte der Streckteich von Zeit zu Zeit 
abgelassen werden. Es sollen keine Prädatoren eingesetzt werden. 

Der gesamte Bereich der Saßlebener Park- und Mühlenteiche 
stellt einen wertvollen Lebensraum für Fischotter, Rotbauchunke 
und Kammmolch dar. Die Rohrweihe brütet auf den Teichen mit 
wechselndem Bruterfolg. 

Gräben 

Der Reudener Graben entwässert die Torfwiesen zwischen Reuden 
und Bolschwitz in das Vetschauer Mühlenfließ. Es sollte nur 
eine einseitige Grabenpflege erfolgen und mittels Sohlschwellen 
ein erhöhter Wasserrückhalt im Gebiet angestrebt werden. Die 
Uferbereiche sind als Hochstaudensäume zu entwickeln. 

Fließgewässer 

Göritzer Mühlenfließ 

Beeinträchtigungen durch die tagebaubedingte Grundwasserab­
senkung ergeben sich vor allem im Mittel- und Unterlauf des 
Göritzer Mühlenfließes. In trockenen Jahren führt das Fließ 
schon unterhalb der Ortschaft Saßleben kein Wasser mehr. Vor­
rangiges Ziel ist die Wasserrückhaltung unter Einbeziehung der 
Grabensysteme (Rückbau von Meliorationsgräben). Die Durch­
lässigkeit sollte hergestellt werden. Die chemische Gewässer­
güte sollte mindestens der Güteklasse 2 entsprechen. 

Feldgehölze, Baumreihen und kleine Wäldchen 

Die Gehölze sind zu erhalten. Im südlichen Bereich des Vet­
schauer Fließes sollten Gehölzstrukturen geschaffen werden. Bei 
Nachpflanzungen sind standorttypische und gebietsheimische 
Gehölze zu verwenden. 

6 Umsetzung 

Geeignete Maßnahmen zur Umsetzung der unter Nummer 4 auf­
geführten Erhaltungsziele sind in der Anlage 2 aufgeführt. 
Unberührt bleiben Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 
die durch die zuständige Naturschutzbehörde angeordnet, zuge­
lassen oder durchgeführt werden. 

Für die Betreuung der Umsetzung des Bewirtschaftungserlasses 
ist die Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege ver­
antwortlich. Die Durchsetzung der einzelnen Erhaltungsmaß­
nahmen beziehungsweise deren Berücksichtigung im Vollzug 
obliegt der jeweilig zuständigen Fachbehörde, die hierüber die 
Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege auf Anfor­
derung informiert. 

7 In-Kraft-Treten 

Dieser Erlass tritt am Tage seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
für Brandenburg in Kraft. 
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Jahresabschluss
 
für das Haushaltsjahr 2005
 

- Landeshaushalt ­

Runderlass des Ministeriums der Finanzen
 
Vom 1. Dezember 2005
 

Für den Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2005 wird be­
stimmt, soweit erforderlich im Einvernehmen mit dem Landes­
rechnungshof: 

1	 Annahme von Kassenanordnungen 

1.1	 Allgemeine Regelungen 

1.1.1	 Kassenanordnungen für das Haushaltsjahr 2005 sind 
von der Landeshauptkasse sowie der Landesjustizkasse 
bis zum 22. Dezember 2005 anzunehmen. 

1.1.2	 Annahmeanordnungen zur Auflösung von Verwahrun­
gen können bis zum 12. Januar 2006 von den Kassen 
angenommen werden. 

1.1.3	 Titelverwechslungen, die nicht rechtzeitig erkannt 
wurden, können noch bis zum 12. Januar 2006 durch 
Umbuchungen berichtigt werden. Zur Ermittlung gege­
benenfalls noch erforderlicher Korrekturbuchungen 
werden den nicht im HKR-Verfahren bewirtschaftenden 
Stellen entsprechende Buchungslisten für den Monat 
Dezember 2005 per 02.01.2006 durch die Landeshaupt­
kasse zur Verfügung gestellt. 

1.2	 Ausnahmen 

1.2.1	 Unterlagen zu allgemeinen Zahlungsanordnungen zum 
Kassenverfahren der taggleichen Zahlbarmachung sind 
bis zum 29. Dezember 2005 von der Landeshauptkasse 
anzunehmen. 

1.2.2	 Kassenanordnungen im Zusammenhang mit der Gewähr­
leistung der Liquidität des Landes sind bis zum 30. De­
zember 2005 von der Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.3	 Kassenanordnungen im Zusammenhang mit der Ablie­
ferung der Bundesanteile gemäß Bundesausbildungs­
förderungsgesetz (BAföG) und Aufstiegsfortbildungs­
förderungsgesetz (AFBG) sind bis zum 9. Januar 2006 
von der Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.4	 Kassenanordnungen im Zusammenhang mit der Ab­
wicklung des Telefonprovidervertrages mit der Deut­
schen Telekom sind bis zum 13. Januar 2006 von der 
Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.5	 Kassenanordnungen zur Übertragung der nicht in An­
spruch genommenen Mittel der Ausgleichsabgabe nach 
dem Schwerbehindertengesetz in das neue Haushaltsjahr 
(Kapitel 07 060 Titel 919 70) sind bis zum 20. Januar 
2006 von der Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.6	 Kassenanordnungen im Zusammenhang mit der Bil­
dung von Rücklagen gemäß § 6 Abs. 2 des Haushaltsge­
setzes 2005/2006 (HG 2005/2006) - für Ausgaben der 
Titelgruppe 99 für den Landtag, den Landesrechnungs­
hof und das Verfassungsgericht - sind bis zum 23. Ja­
nuar 2006 von der Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.7	 Kassenanordnungen im Zusammenhang mit der Bildung 
der unter Nummer 5.3 genannten Rücklagen sind bis 
zum 9. Februar 2006 von der Landeshauptkasse anzu­
nehmen. 

1.2.8	 Kassenanordnungen (Umbuchungen) zur Abbildung der 
betriebswirtschaftlichen Ergebnisse im Haushalt zur 
Bildung der Rücklagen der Ämter für Forstwirtschaft 
gemäß Nummer 5.3 sind bis zum 23. Januar 2006 von 
der Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.9	 Kassenanordnungen im Zusammenhang mit der Zah­
lung des Wohngeldes gemäß Wohngeldgesetz (Kapitel 
11 060 Titel 681 00) sind bis zum 23. Dezember 2005 
von der Landeshauptkasse anzunehmen. 

1.2.10	 Über die vorgenannten Termine hinaus sind Auszahlun­
gen nur in absolut unabweisbaren Ausnahmefällen mög­
lich. Hierfür ist ein schriftlicher, von der jeweiligen Haus­
leitung des jeweiligen Ministeriums gezeichneter Antrag 
an die Leitung des Ministeriums der Finanzen zu richten. 

1.3	 Form der Einreichung der Kassenanordnungen 

1.3.1	 Die genannten Termine beziehen sich auf den Eingang 
der Kassenanordnungen als Datensatz und - in den be­
sonders geregelten beziehungsweise zugelassenen Fäl­
len - in Papierform. 

1.3.2	 Die Kassenanordnungen gemäß Nummer 1.2.6 des Er­
lasses sind der jeweiligen Kasse sowohl als Datensatz 
und zusätzlich generell beleghaft (Kassenanordnung 
in Kopie) einzureichen. 

1.4	 Übernahme der offenen Sollstellungen im HKR-Ver­
fahren 

Für Bewirtschafter, die im HKR-Verfahren arbeiten, er­
geht eine gesonderte Regelung zur Übernahme der offe­
nen Sollstellungen in das Haushaltsjahr 2006. Die Listen 
über nicht realisierte Einnahmen werden diesen Bewirt­
schaftern durch die Kasse in doppelter Ausführung zu 
Kontrollzwecken zur Verfügung gestellt. Sie sind mit ei­
nem Erledigungsvermerk betreffs Maßnahmen gemäß 
§ 59 LHO zu versehen. Je eine Ausführung der Listen ist 
an die Kasse zurückzusenden. Die andere Ausführung 
ist in der Dienststelle für Prüfungszwecke vorzuhalten. 

1.5	 Übernahme der offenen Sollstellungen im manuellen 
Verfahren 

1.5.1	 Die Landeshauptkasse gibt den anordnenden Stellen, 
die nicht im HKR-Verfahren mitwirken, unerledigte An­
nahmeanordnungen ab dem 16. Januar 2006 zurück. 
Den Annahmeanordnungen sind Listen in zweifacher 
Ausfertigung über nicht realisierte Einnahmen (offene 
Sollstellungen) beigefügt. 
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1.5.2	 Die Annahmeanordnungen nach Nummer 1.5.1 sind 
durch die anordnenden Stellen neu für das Haushaltsjahr 
2006 zu erstellen und den Kassen bis spätestens zum 
31. Januar 2006 zu übergeben. In der HÜL-E für 2005 
ist ein Vermerk der Übernahme in das Haushaltsjahr 
2006 anzubringen. 

1.5.3	 Bei Annahmeanordnungen, die im neuen Haushaltsjahr 
nicht wieder den Kassen zugeleitet werden, sind die 
Kassen zu unterrichten, ob Maßnahmen nach § 59 LHO 
eingeleitet wurden. Die entsprechend Nummer 1.5.1 
übergebenen Listen über offene Sollstellungen sind 
nach Anbringen der Erledigungsvermerke (§ 59 LHO) 
vom Anordnungsbefugten zu unterschreiben und der je­
weiligen Kasse zusammen mit den neu erstellten Kas­
senanordnungen bis zum oben genannten Termin zu 
übergeben. Eine Ausfertigung der Listen mit Erledi­
gungsvermerken betreffs Maßnahmen gemäß § 59 LHO 
ist in der Dienststelle für Prüfungszwecke vorzuhalten. 

2	 Letzter Zahlungstag 

2.1	 Für die Landeshauptkasse und die Landesjustizkasse ist 
der 30. Dezember 2005 der letzte Auszahlungstag für 
das Haushaltsjahr 2005 sowie der 13. Januar 2006 ge­
mäß § 72 Abs. 3 LHO der letzte Einzahlungstag für das 
Haushaltsjahr 2005. 

2.2	 Für alle Erhebungsstellen der Finanzämter ist der 
29. Dezember 2005 der letzte Zahlungstag für das 
Haushaltsjahr 2005. 

Alle Kontoauszüge und Zahlungseingänge (Nachwei­
sung VZ und Zahlungsmittel) sowie unklare Fälle der 
EZÜ-Listen, die im Finanzamt am 29.12.2005 bis 
12 Uhr vorliegen, sind zur Buchung für das Haushalts­
jahr 2005 anzuweisen und bis zum Tagesbuchungs­
schnitt von der ADVST erfassen zu lassen. 

2.3	 Abweichend von Nummer 2.1 ist gemäß § 72 Abs. 6 LHO 
für Kapitel 06 050 Titel 119 50, Titel 119 51 sowie 
Titel 119 52 (BAföG und AFBG) der 22. Dezember 
2005 (Datum Kontoauszug) der letzte Einzahlungstag 
für das Haushaltsjahr 2005. 

3	 Abschluss der Kassenbücher 

Die Kassenbücher für das Haushaltsjahr 2005 sind bei 
der Landeshauptkasse aufgrund der besonderen Mittei­
lung des Ministeriums der Finanzen abzuschließen. Da­
bei wird darauf hingewiesen, dass auch bei der Landes­
hauptkasse alle Buchungen (auch Korrekturbuchungen) 
bis auf genehmigte Ausnahmen (unter anderem Bu­
chungen der Rücklagen, letzte Kreditbuchung) bis zum 
13. Januar 2006 vorzunehmen sind. 

4	 Vorlage der Abschlussnachweisungen 

4.1	 Die Abschlussnachweisungen liegen der Landeshaupt­
kasse vor 

4.1.1	 in Form einer kumulierten Sachbuchdatei (per 
02.01.2006) am 3. Januar 2006, die Abschlussnach­
weisungen der Landesjustizkasse in Form einer kumu­
lierten Sachbuchdatei zur Erstellung der Landesbuch­
führung für den Monatsabschluss Dezember 2005 (per 
02.01.2006) am 2. Januar 2006, 

4.1.2	 per Buchungsschluss 13. Januar 2006 (siehe Nummer 3) 
am 16. Januar 2006 

4.1.3	 sowie für den Haushaltsvollzug 2005 (per 09.02.2006) 
am 10. Februar 2006. 

4.2	 Der Jahresabschluss für die Erhebungsstellen der 
Finanzämter, der durch das Technische Finanzamt Cott­
bus am 30. Dezember 2005 erstellt wird, beinhaltet 
sämtliches Beleggut, das den Kassenbestand bis zum 
29. Dezember 2005 dokumentiert (siehe Nummer 2.2). 
Die Termine der Abteilung 3 des Ministeriums der 
Finanzen sind zu beachten. 

5	 Bildung der Rücklagen 

5.1	 Die für die Berechnung der Rücklagen erforderlichen 
Buchführungsergebnisse werden den Dienststellen 
durch die Landeshauptkasse unmittelbar nach Abschluss 
der Bücher per 13. Januar 2006 zum 16. Januar 2006 zur 
Verfügung gestellt (Ausdruck der Buchführungsstände ­
Versendung per Fax oder E-Mail). 

5.2	 Entsprechend Nummer 1.2.6 des Erlasses sind Kassen­
anordnungen im Zusammenhang mit der Bildung der 
Rücklagen gemäß § 6 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 
2005/2006 (HG 2005/2006) für Ausgaben der Titel­
gruppe 99 nur für den Landtag, den Landesrechnungs­
hof und das Verfassungsgericht bis zum 23. Januar 2006 
bei der Landeshauptkasse einzureichen. 

5.3	 Die Bildung der Rücklagen 

- gemäß § 5 Abs. 2 und 4 beziehungsweise § 6 Abs. 1 
und 3 HG 2005/2006 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 des 
Gesetzes über finanzpolitische Leitlinien und Vor­
gaben (Artikel 1 des Haushaltssicherungsgesetzes 
2003 - HSichG 2003, GVBl. I S. 194), 

- in Verbindung mit der Umsetzung der Regelungen 
zur Altersteilzeit/zum Sabbatical, 

- gemäß Haushaltsvermerken (zum Beispiel Kapi­
tel 03 020 Titel 633 51, Kapitel 05 302, Kapi­
tel 06 100, Kapitel 10 080) 



25482-Amt 50/05  16.12.2005  13:58 Uhr  Seite 1113

1113 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 50 vom 21. Dezember 2005 

ist durch den Beauftragten für den Haushalt (BdH) der 
zuständigen obersten Landesbehörden beziehungsweise 
des Landtages, des Landesrechnungshofes oder des 
Landesverfassungsgerichts bis zum 23. Januar 2006 
beim Ministerium der Finanzen zu beantragen. 

Die Festsetzung der Rücklagen erfolgt durch das Minis­
terium der Finanzen bis zum 3. Februar 2006. 

Entsprechend Nummer 1.2.7 des Erlasses sind Kassen­
anordnungen im Zusammenhang mit der Bildung der 
genannten Rücklagen bis zum 9. Februar 2006 bei der 
Landeshauptkasse einzureichen. 

Einzelheiten zur Rücklagenbildung werden in besonde­
ren Verwaltungsvorschriften des Ministeriums der Fi­
nanzen zum Ende des Jahres geregelt. 

6	 Einnahme- und Ausgabeübersichten,Abschlussergeb­
nisse der Finanzkassen, besondere Nachweisungen 

6.1	 Einnahme- und Ausgabeübersichten 

Die zum Jahresabschluss zu erstellenden Einnahme-
und Ausgabeübersichten (Titelübersichten) sind nach 
Einzelplänen sowie nach Einnahmen und Ausgaben zu 
trennen. 

6.1.1	 In den Titelübersichten sind die Summen aller Titel auf­
zuführen. 

6.1.2	 Die Titelübersichten sind wie folgt zu bescheinigen: 

„Die Titelübersicht wurde auf der Grundlage der in einem 
automatisierten Buchführungsverfahren gespeicherten 
Ergebnisse des Sachbuchs Haushalt erstellt.“ 

6.2	 Abschlussergebnisse der Finanzämter 

Die Abschlussergebnisse der Erhebungsstellen, sichtbar 
in den Abschlussübersichten des IABV-Verfahrens, sind 
der Landeshauptkasse Potsdam durch das Technische 
Finanzamt Cottbus bis zum 2. Januar 2006 vorzulegen. 

Als Anlage zu den Abschlussübersichten ist von den Er­
hebungsstellen eine Abschlussnachweisung über die 
Zusammensetzung des Kassenbestandes zu fertigen 
(Anlage 1). Die Abschlussnachweisung ist vom Bear­
beiter und vom Sachgebietsleiter Erhebung mit Unter­
schrift zu bestätigen und bis zum 3. Januar 2006 an die 
Landeshauptkasse zu übersenden. 

6.3	 Zusammenstellung der Ist-Einnahmen und Ist-Aus­
gaben 

Zur Unterrichtung über das kassenmäßige Ergebnis 
wird den obersten Landesbehörden unmittelbar nach 
Fertigstellung eine auf der Grundlage des Sachbuchs 
Gesamthaushalt der Landeshauptkasse gefertigte Zu­
sammenstellung der bei den einzelnen Titeln nachge­
wiesenen Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben übersandt. 

Die Mehr- und Mindereinnahmen und -ausgaben sind 
ausgewiesen. Das kassenmäßige Ergebnis wird in Form 
der monatlichen Dateien der Haushaltsinformation be­
reitgestellt. Diese Dateien sind mit „Endgültiger Jahres­
abschluss“ gekennzeichnet. 

6.4	 Nachweisungen über nicht abgewickelte Verwahrun­
gen und Vorschüsse 

6.4.1	 Nachstehende Nachweisungen sind der Landeshaupt­
kasse bis zum 31. Januar 2006 zuzuleiten 

6.4.1.1 durch die Erhebungsstellen der Finanzämter bezie­
hungsweise das Technische Finanzamt Cottbus eine 
Ausfertigung der im IABV-Verfahren erstellten Einzel­
nachweisungen über die nicht abgewickelten Verwah­
rungen und Vorschüsse sowie eine Zusammenstellung 
der nicht abgewickelten Verwahrungen und Vorschüsse 
gemäß Anlage 2, 

6.4.1.2 durch die Landesjustizkasse eine Ausfertigung der in ih­
rem ADV-Verfahren erstellten Liste der Einzelnachwei­
sungen der offenen Verwahrungen und Vorschüsse. 

6.4.2	 Die Landeshauptkasse erstellt ebenfalls eine Liste der 
Einzelnachweisungen der offenen Verwahrungen und 
Vorschüsse aus dem HKR-Verfahren Profiskal (außer 
bewirtschaftete Verwahrungen und Vorschüsse). Sie leitet 
dem Ministerium der Finanzen mit den Rechnungsnach­
weisungen eine nach Einzelplänen vorgenommene Zu­
sammenstellung über die insgesamt bis zum Jahres­
abschluss noch nicht abgewickelten Verwahrungen und 
Vorschüsse zu. Die Zusammenstellung muss eine Unter­
scheidung nach Art der Verwahrungen je Kasse beinhal­
ten. 

6.4.3	 Es wird darauf hingewiesen, 

6.4.3.1 dass es nicht statthaft ist, die verbliebenen Verwahrungen 
und Vorschüsse als solche vor dem Jahresabschluss in die 
Bücher des neuen Haushaltsjahres zu übernehmen, 

6.4.3.2 dass für die Übertragung von Vorschüssen über das 
zweite auf ihre Entstehung folgende Haushaltsjahr hi­
naus nach § 60 Abs. 1 LHO  die Einwilligung des Mi­
nisteriums der Finanzen erforderlich ist. 

6.5	 Nachweis nicht abgerechneter Abschlagsauszahlungen 

6.5.1	 Gemäß VV Nr. 6 zu § 80 LHO sind die bis zum Jahres­
abschluss nicht abgerechneten Abschlagsauszahlungen in 
Nachweisungen zu übernehmen, die den Rechnungs­
nachweisungen der Landeshauptkasse zum Jahres­
abschluss beizufügen sind. Unter Abschlagsauszahlun­
gen sind Teilzahlungen auf geldliche Ansprüche zu ver­
stehen, die zwar dem Grunde nach, aber noch nicht end­
gültig der Höhe nach feststehen. Es sind in der Regel Zah­
lungen auf bereits erbrachte Teilleistungen eines Gesamt­
werkes oder einer Gesamtlieferung (zum Beispiel Reise­
kosten). Zu den nicht abgewickelten Abschlagsauszah­
lungen zählen auch nicht durch eine Jahresabrechnung 
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abgerechnete Zahlungen für Gas, Wasser, Abwasser 
Strom und so weiter. 

Die VV Nr. 7.1 zu § 80 LHO bleibt hiervon unberührt. 

Durch die Ressorts sind für alle Dienststellen des Ein­
zelplans Nachweisungen der offenen Abschlagsauszah­
lungen vollständig der Landeshauptkasse bis zum 
31. Januar 2006 zu übersenden. 

Die Listen sind wie folgt zuzuarbeiten: 

6.5.1.1 Dienststellen, die im HKR-Verfahren arbeiten und bei 
denen die Voraussetzungen gegeben sind, die Listen zu 
offenen Abschlagsauszahlungen aus dem ADV-Verfah­
ren heraus zu erstellen, werden gebeten, gemäß den 
Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 5. Sep­
tember 1995 sowie vom 27. September 1995 (beide 
AZ.: 28 - H 2007 - 01/95) zu Abschlagsauszahlungen zu 
verfahren. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der auf­
summierten Liste ist durch den Beauftragten für den 
Haushalt zu bestätigen (Anlage 3a). Für Dienststellen, 
die den Kassen im HKR-Verfahren zuarbeiten, bei denen 
jedoch die Voraussetzung zur Erstellung der Listen aus 
dem Verfahren nicht gegeben ist, gilt Nummer 6.5.1.2 
entsprechend. 

6.5.1.2 Bei manueller Zuarbeit zu den Kassen ist die Liste der 
offenen Abschlagsauszahlungen durch den Bewirtschaf­
ter unter Beachtung der VV Nr. 6 zu § 80 LHO manuell 
zu erstellen (Anlage 3b). Die Vollständigkeit und Richtig­
keit der aufsummierten Liste sind durch den Beauftragten 
für den Haushalt zu bestätigen. Für die Rechnungsprüfung 
sind auch die manuell erstellten Nachweisungen der bis 
zum Jahresabschluss nicht abgerechneten Abschlagsaus­
zahlungen getrennt nach Buchungsstellen zu erfassen und 
zu summieren. 

6.5.2	 Fehlanzeige je Dienststelle ist erforderlich. 

6.5.3	 Die Nachweisungen der nicht schlussgerechneten Auf­
träge für Baumaßnahmen des Einzelplans 15, der HGr. 7 
und der Bauunterhaltung Titel 519 20 sind im automati­
sierten Verfahren des Integrierten Haushaltssystems 
Bau (IHBau) zu führen. 

7	 Rechnungsnachweisungen - Aufstellung und Vorlage 

7.1	 Die Landeshauptkasse hat für jedes Kapitel eine Rech­
nungsnachweisung aufzustellen. VV Nr. 4 zu § 80 LHO 
ist zu beachten. 

7.2	 Jede Rechnungsnachweisung ist siebenfach auszuferti­
gen. 

7.2.1	 Die Landeshauptkasse hat die für den Landesrech­
nungshof vorgesehenen fünf Ausfertigungen der von ihr 
aufgestellten Rechnungsnachweisungen unverzüglich 
über das Ministerium der Finanzen dem Landesrech­
nungshof zuzuleiten. 

7.2.2	 Eine Ausfertigung ist dem Ministerium der Finanzen 
vorzulegen. 

7.2.3	 Eine weitere Ausfertigung der Rechnungsnachweisun­
gen ist von der Landeshauptkasse den zur Prüfung vor­
zulegenden Einzelrechnungen beizufügen. 

8	 Aufstellung und Prüfung der Einzelrechnungen 

Die für das Haushaltsjahr 2005 zu legenden Einzelrech­
nungen sind bis zum 28. Februar 2006 fertig zu stellen. 
Die rechnungslegenden Kassen und die anderen an der 
Rechnungslegung mitwirkenden Stellen (VV Nr. 2 zu 
§ 80 LHO) halten die Rechnungen zur Anforderung 
durch den Landesrechnungshof bereit. 

9	 Haushaltsreste und Vorgriffe 

9.1	 Nach § 45 Abs. 2 LHO können bis zur Höhe der bei den 
übertragbaren Ausgaben am Ende des abgelaufenen 
Haushaltsjahres nicht in Anspruch genommenen Ausga­
beermächtigungen mit Einwilligung des Ministeriums 
der Finanzen Ausgabereste gebildet werden. Bei der Bil­
dung der Ausgabereste ist die in § 45 Abs. 2 LHO vor­
geschriebene zeitliche Begrenzung der Übertragbarkeit 
einzuhalten. Zu beachten sind die VV zu § 45 LHO; hier 
wird besonders auf Nummer 3.2 Satz 2 hingewiesen. Für 
Ausgaben, die der Budgetierung unterliegen, ist eine 
Bildung von Ausgaberesten nicht möglich. 

9.2	 Die Bildung von Ausgaberesten darf nur beantragt wer­
den, soweit dies bei Anlegung eines strengen Maßstabes 
an eine wirtschaftliche und sparsame Verwaltung not­
wendig ist. Sie dienen ausschließlich der Fortführung 
bereits begonnener Maßnahmen. 

9.3	 Die BdH der zuständigen Ministerien werden gebeten, 
die Anträge auf zu bildende Ausgabereste und Vorgriffe 
nach dem Vordruck gemäß Anlage 4a zu berechnen und 
spätestens bis zum 24. Februar 2006 listenmäßig in 
einfacher Ausfertigung nach Vordruck gemäß Anla­
ge 4b beim Ministerium der Finanzen einzureichen. Die 
jeweiligen Anträge sind dabei zusätzlich ausführlich zu 
begründen. 

10	 Dokumentation zum Jahresabschluss 

Durch die BdH sind alle eingetretenen Veränderungen 
durch Haushaltswirtschaftsschreiben bei der Ausfüh­
rung des Haushaltsplanes 2005 sowie die mit diesem Er­
lass geforderten Angaben mit begründenden Unterlagen 
in einer Dokumentation zu erfassen  und nachzuweisen. 

11	 Beiträge zur Landeshaushaltsrechnung 

Die Beiträge für die Aufstellung der Landeshaushalts­
rechnung für das Rechnungsjahr 2005 werden zu einem 
späteren Zeitpunkt angefordert. Den Beiträgen zur 
Haushaltsrechnung sind die Übersichten nach § 85 LHO 
und gegebenenfalls weitere angeforderte Aufstellungen 
beizufügen. 
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noch Anlage 1 

Protokoll KASAB vom: 
Beginn der Anwendung: 

Sachbearbeitung Kassenabschluss (Eingabeschlüssel) 

Bearbeiternummer: 

Daten der Abschlussnachweisung (Finanzamt und Monat): 

Mehreinz. Vormonat: KBV lfd. Monat: 

Einnahmen (KAM): Gesamteinzahlungen: 

Mehrausz. Vormonat: Abl. lfd. Monat: 

Ausgaben (KAM): Gesamtauszahlungen: 

Mehreinzahlung: Mehrauszahlung: 

Verwahrungen: Überwachungsbuch A: 

Vorschüsse: Überwachungsbuch B: 

Mehreinzahlung: Mehrauszahlung: 

Kassensollbestand: Zahlungsmittel: 

Landesbank/Sparkasse: Deutsche Bundesbank: 

Postbank: Sonstige Kreditinstitute: 

Kassen-Ist-Bestand: Kassenüberschuss: 

Kassenfehlbetrag: Kontrollsumme: 

Bergmannsprämie: St. Kohle/Eisenerz: 

Erstattungen Huckepack: 

Bearbeiter SGL-Erhebung 

Durch Umsetzen erzeugte Transferdatei: B 05302012Transfer 

Anzahl der umgesetzten Datensätze: 

Dateivor- und Nachsätze 
Stapelvor- und Nachsätze 

Gesamtzahl der Datensätze: 
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Anlage 2 

Finanzamt Ort, Datum 

Nachweis 

über nicht abgewickelte Verwahrungen/Vorschüsse (Nr. 5 VV zu § 80 LHO) 

1. Verwahrungen auf Personenkonten insgesamt . . . , EUR 

2. Verwahrungen auf Interimskonten einschließlich Zeitnotverwahrungen insgesamt . . . , EUR 

3. Vorschüsse insgesamt . . . , EUR 

Eine Ausfertigung der im IABV-Verfahren erstellten Einzelnachweisungen über Verwahrungen und Vorschüsse werden vom Technischen 
Finanzamt Cottbus der Landeshauptkasse Potsdam zugeleitet. 

Aufgestellt: Geprüft: 

Bearbeiter/in SGL-Erhebung 
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Anlage 3a 

MdF 

ProFISKAL 

Stand: 
Blatt: 

Liste der offenen Abschlagsauszahlungen 

FlNr BuNr BuchStelle AO-Betrag 
BuTag Name des Empfängers 
Kassenzeichen 

Summe: 
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Anlage 3b 

Dienststelle 

Stand: 

Blatt: 

Liste der offenen Abschlagsauszahlungen 
(Nr. 6.4 VV zu § 80 LHO) 

Lfd. Nr. Buchungsstelle Tag der Anordnung Empfangsberechtigter Betrag 

Summe: 

Für die Vollständigkeit und Richtigkeit: ________________________________________________________ 
Beauftragte/r für den Haushalt 
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Anlage 4a 

Errechnung von Ausgaberesten bzw. Vorgriffen aus 2005 bei übertragbaren Ausgaben (§ 19 LHO) gemäß § 45 Abs. 2 LHO 

Kapitel: Titel: Zweckbestimmung: 

I.	 Berechnung der Ausgaben 2005 in EUR 

1.	 Ansatz 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

zuzüglich: 
2.	 Ausgaberest + . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

davon aus 2004
 
2003
 

3.	 Verstärkungen 

3.1	 zufließende Einnahmen lt. HV + . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
3.2	 Mehrausgaben aus einseitiger/gegenseitiger Deckungsfähigkeit 

von Titeln … lt. HV + . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

4.	 Umsetzung von Mitteln gemäß § 50 LHO 
(Zugänge) + . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Zwischensumme (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

abzüglich: 
5.	 Vorgriffe aus 2004 ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

6.	 Einsparungen bzw. Minderungen 

6.1	 Mindereinnahmen (lt. Haushaltsvermerk) ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
6.2	 Einsparungen für Mehrausgaben lt. Haushaltsvermerk 

bei Titel … ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

7.	 Umsetzung von Mitteln an andere Titel gemäß 
§ 50 LHO (Abgänge) ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Zwischensumme (2)	 ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Zwischensumme (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Zwischensumme (2) ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Verfügbare Ausgaben 2005	 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

II.	 davon ab 

1.	 Istausgabe 2005 ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

2.	 Inabgangstellung ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

3.	 Zu verrechnen gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 LHO zu Lasten 2005 ./. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

III. Zu bildender Ausgaberest	 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
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